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Der Wojewode von Kattowitz.
Der polnische Professor Studnicki führt seit Iahren einen

ebenso hartiiäckigen wie — bisher — erfolglosenKampf gegen den

Kattowitzer Wojeipfiden Grazgnski. Eine der wichtigsten Episodeii
dieses Kampfes ist der Prozess, der gegen Studnicki wegen angeblicher
zBeleidigung Grazgnskis angestrengt wurde; Stiidnicki hatte in
einer KOUfSWUZ der Volksziihlungskommissare, die am 25.- September
s1931 im Warschauer InnenniinisteriUm zur Vorbereitung der polnischen
-.«Vollcszählungvom Dezember desselben Zahres stattfand, Grazgnski
"als den gröfzten Schädling des oberschlesischen
FP o le n tu m s und seine Amtsfiihriing als p r o v o k a t o r i s cl) be-

zeichnet. Er wurde wegen dieser Äußerung zu drei Monaten Ge-

fängnis verurteilt; jedoch wurde ihm auf Grund der Aninestie die Ver-

büfzung der Strafe erlassen. liber den Verlauf des Prozesses hat
Studnicki in einer kürzlich unterX dem Titel «-,,Di e R e g i e r u n g s -

m et h o d e n iii Sch l e s i e n« erschienenenBroschüre berichtet,- die,
obwohl der Prozesz schon drei Vierteljahreund die Ereignisse,-die in

ihm vor allem Zur Sprache gekommen iIUd, lkhvn Mehrere Jahre zurück-
liegen, doch noch allgemeine Beachtung ver-dient.

Es inuszvorausgeschicktWerden-d0l5»es"Studiiicki nie darauf an-

gekommen sist, sich an Gkozynlkkpeklonlich zu reiben oder durch
seine Angriffe auf dessen Amtsfubklmg irgendwelche par-teipoli-
tiscbeii Interessen zu Wohng Oder gflPPolenzu schaden. über

einen derartigen Verdacht ist »Gut-nickterhaben: Er gehört als

Hospitaiit zu demselben ,,Unpartek;llkh211Block sur die Zusammenarbeit
mit der Regieruiig«,zu deilkllfUhIJDUDLUPersonlichkeitenauch Gra-

zgnski selber gehört. St fllhkk ·I2·1U2U»Kgmpigegen den schlesiskheii
Wosewoden nur-, weiler dessenCatlgkcl·c»ka Polen als verhängnisvoll
hält, weil dessen Tätigkeit seiner Ansicht nach Polen im Aus-
land kompromittiert uiid·die Herstellung des für
.»Polen dringend notwendigen freuiidssrhasstlichen
Einvernehmens mit Deutlrl)land-·;verhindekt Stud-
Hjlkj hatte sich schon, bevor er in der erwahnten Konfekguz gegen

.Gkazgnski auftrat, wiederholt isii persdnlichenAussprachen, iii Brieer

.un-d Denkschriften an mafzgebende Politiker .Poleiis, so aii·Slaivek,
Pisxsstor und Pilsudski, mit der dringenden tVitte gewandt, diesen
lVsiojewodeiiaus seinemAmt zu entferiien;·und nn Herbst 1930 hatte er

Skazuuski persönlichin ’einem«sehr deutlich»gehaltenenSchreiben er-

suchtsSchlesieii in Zukunft mit seiner unheiivollenTatigkeit zu mik-

schonen: »Seit der ilbernahine der schlesischeiuWosewodschaftdurch
.Sie«, so heiszt es in diesem Brief U. u., sihObOUSle d l El E SK U l k U I« —-

land in ein Mazedonien verwandelt . .. Sie-vergessen
fortwährend, dass Sie Wojewode sind, uii»d»fUl·)lL’Ullkb 1111 Ul et
noch als Stgbschef einer Ausstclslspdliklxkllb011d9.Sie

hatten weder geiiiigeiid Verstand, noch gen-Wend»’BL’1«O!I»k«lVOVkU1198-«
bewußt-sein,noch Patriotismus genug, um Ihren Posten zu raumen . .

sie haben die Zugehörigkeit Schlesiens zu Polen
erschüttert Sie haben Polen in den Augen der Welt
diskre ditie rt··. Auf diesen Brief hat Grazgnski nicht reagiert.
Cksk das Auftreten Studnickis in»der Koiiferenz der Volkszähluiigs-
kominissare hat den Stein endlich ins Rollen gebracht-.

Studnicki hatte vor Gericht den cBJFahrlJeitsbeiveisfiir seine gegen

Grazgnski gerichteten Vorwurfe zu fuhren»und daher kann-es ihm
vor allem darauf an, die terroristische Catigkeit des

Anfständischenverbandes festzustellen und das

«Vp·1-s)zists-zj"s Grazgnskis zu diesem Verdaiide zn

klären. Es läfzt sich denken, dasz ihm diese Veiveis"iil)ruiig vom-

Gericht nicht leicht gemacht wurde. Die drohende Ungnade des allmäh-

tigen Wojewosden beeinträchtigte nicht nur die Unparteilichkeit des Ge-

richts, sondern liesz es auch sogar manchen Entlastungszeugen niituiiter
als ratsam erscheinen, sich an bestimmte, für die Urteilsfindung des Ge-

richtesivichtige Dinge ,,iiicht mehr zu erinnern«. Ganz zu schweigen
von den Zeugen der GrazgiiskisPartei, deren Gedächtnis natürlich bei

Allen- Ihtlen Vekfängliicherscheinenden Fragen versagte. Von einer feind-
seligen Elnstelliing des Aufständischenverbandes gegen die deutsche
Minderheit haben diese Zeugen »niemals etwas gemerkt«. Von Terrors

akten diesesVerbandes, von Versammlungssprengungeii und Tiber-fällen
ist ihnen ,,iiienials etwas zu Ohren gekominen«. Sie können sich ,,iiicht
daran erinnern«,-iiider ,,Polska Zachodiiia« jemals etwas von Vor-

eingeiioniiueiiheit gegen Deutschland gelesen zu haben. Dah der Wese-
wode Grazgiiski mit Gelsdern, die für die notleidende Bevölkerung
bestimmt waren, den Ausständischenverband siiianziert haben soll,

nehmen sie nur ,,mit Entr"iistung«zur Kenntnis. Und wieso der Wojewode
mit den Handlungen des Aufständischeiiverbandes in Verbindung

gebracht werden kann, will ihnen ,,völligunerklärlich« erscheinen Vsenii
aber von der deutschen Aevisiosnspropaganda, von der ,,Verfolgung der

Polen in Deutschlaiid«,von dem ,,0ppelner Cl)eaterskandal« und von

anderen Dingen, die mit dem Prozelehema überhaupt nichts zu tun

hatten, die Rede ist, dann sind sie mit einem Male ,,vollkoiiimeii
im Bilde«.

Da ivurde z.V. der Ehesarzt des Knappschaftskraiikenhauses in

Loslau, Dr. Paivelec, als Zeuge vernommen. Er iveigert sich
hartnäckig, dem Verteidiger Studinckis eine klare Antwort auf dessen
wiederholte Fragen nach der Tätigkeit des Aufständischeiioekbaiides»Hu
geben. Hier ein kleiner Auszug ans dem Frage- und Antworthiel
zwischen Anwalt und Zeuge: »

—

VZurdeii viele Versammlungen gespreiigt«?
Ich weiss es nicht. . »

. ·

Sie haben so viel gesprochen, Herr Senator, vielleicht konneii Sie mir

doch eine Aufklärung auf meine Frage geben?
Ich weih es nicht.
Gab es massenweise Versaminlungssprengnngen? »

Ich weih nur, dafz iuir eine Versammlung gespreiigi wordeii»ist.·
Haben Sie währen-d der letzten cWahlen von Cerrorakten gehoist, die

vom Aufständischeiiverbandverübt worden sind?
« «

Ich bin stolz darauf, dass ich am dritten Ausstand teilgenommenhabe,
und ebenso stolz bin ich, dasz ich diesem Verbande angebore.

Welchen Anteil nahmen die Aufstiindischeii an den Wahlen?
.

Skl) Mökhe feststelleu, dass ich als Aiifständischer davor warne, diesen
Verband zu verleiiinden . ,

»

»

.

Das genügt wohl, um den Geist, in dem dieser PJOZLBgLfUhkt
wurde, zu cl)arakte1·isiereii.So widerspenstig sich bleli OEUge b9110b111,
wenn er auf Fragen nach der Einstellung des .Wosewodenund des
Aufstiiiisdischenverbaudes zur deutschen MilldjkkbelkUND ZU den DOM-
ithen Oppositionsparteien antworten sollte, so beredt wurde er dann,
wenn ihm das Gericht die Möglichkeitgab. sich uber die ,,Sta(itc-
gesiih1—iici)keit«und die ,,1er1;oristiirben»,PI"0paga11dotnetl)oden·des

Deutschen Volksbuiides zu äuszern Vei der Val»kszahlung. so
meint Dr. Paivelec in diesem Zusammenhang u. a., hatte es in 0stober-
schlesien nur 7,Z v. H. Deutsche gegeben; nnd in den deutschen Min-

d e rheiitssch ulen befanden sich nur 9 v.H. der ostoberschlesischen
Kinder. Bei den VZahlen im Jahre 1928 aber hätten 31,4»v.H.
und im Jahre 1930 immer noch 20 v. H. fiir die deutsche Ziste gestimmt.
A lsso, so argumentiert Dr. Pairselec dann, hätten die Deutscheneinen

erheblichen Ceisl der Oberschlesier, die sich bei der Volkszahlung und



WOWOOOWMWOWW WOWWWWNU

bei der Einschiilung ihrer Kinder »als Polen bekannt« hätten,
,,gezwungen« (l), für die deutsche Liste zu stimmen. Dazu seien die

Deutschen dank ihrem Eiiiflusz auf Landwirtschaftund Industrie in der

Lage. Wirklich, eine verblüffende Logikl Darauf ist der kluge Dr. Pa-
weler die Antwort allerdings schuldig geblieben, warum die Deutschen
es wohl unterlassen haben mögen, die Oberschlesier — ebenso wie bei drn

Wahlen —- auch bei der Volkszählung und bei der Einsrhulung ihrer
Kinder auf ihre Seite zu ,,zwingen«.Und das Gericht war entgegen-

·

kommend genug, den Zeugen nicht nach den Ursachen dieser sonderbaren
Erscheinung zu fragen.

Es muszdoch schlimm stehen um einen Wojewoden, der ziir Rettung
seiner Ehre Leute aufbieteit musz, deren st ä r k st e W a ff e v o r

G e r i cht d i e V e r g e sz ii rh k e it ist. Die von Studnirki erhobenen
Vorwürfe gegen Grazgnski lassen sich auf solche Weise ganz gewifz
nicht entkräften: ;,Der Wojewodse Grazunski hat durch sein Vorgehen
unsere internationale Stellung gefährdetiisnd uns vor der Welt koni-

proinittiert. Das kann für uns schädlicheFolgen haben; ja, es ge-

fährdet sogar die Ziigehörigkeit Schlesiens zu

P o l e n. Als der Wosjewode Grazgnski die Wojewodsschaft übernahm,war

er nicht bemüht, die freundliche Zusammenarbeit des polnischen Elements
mit dem deutschen Elemente zu fördern; im Gegenteil, er hat eine

ständige Vergröszerung der Gegensätze erreicht . . .

Er hat aus Schlesien die für die Entwicklung der Industrie
unentbehrlichen (deutsrhen) Fachleute entfernt . . .

Gegen Ende der 90er Zahre hat Ruszland eine Verfügung gegen dieAus-
länder (d.h. gegen die Deutschen) in« der Industrie Kongrefzpolens er-

lassen, um deren Konkurrenzfähigkeit mit der Industrie des Moskauer
Reviers zu verringern. Damals waren wir«, sagt Studnirki, »die Mär-
tyrer fr e m d e r über-machtund heute sind wir, indem ivir die ausländi-

schen Fachleute nicht zulassen, sie ausweisen und schikanieren, d i e M ä r-

turer unseres eigenen Unv erstandes«. Studnirki be-

zweifelt die politischen, psgchologischen nnd verwaltungstechnischen
Fähigkeiten des Wojewoden, und er charakterisiert dsie geistige Ein-

stellung, aus der heraus Grazgnski, dieser ehemalige Stabschef der Ost-
gruppe der Aufständischen, die oberschlesische Frage behandelt, anz

richtig, wenn er u. a. sagt: »Es bedarf einer groben geistigen n-

Passungsfähigkeit, um von einer kriegerischen Tätigkeit zu einer fried-
likhen, von der Tätigkeit eines Stabsrhess im Bürgerkriege zur Tätig-
keit eines Wojewoden überzugehen Diese Geschineidig keit
des Geistes hat Grazgnski nicht bewiesen«. Als er,
der Galizier, als Wojewode nach Kattowitz kam, war ihm d i e o b e r -

schlesische Bevölkerung fremd. Um sich eine Stütze und
eisn Werkzeug für die Durchführung seiner politischen Pläne zu sichern,
mufzte er sich mit den Leuten vom Aufständischenverbande verbinden. wahrscheinlich halten«

»Ihr seid die» einzigen, die das Recht haben, das
L and z uv ·1·e P t 0 en ti e r e n«. Mit die-sen Worten hat Grazunski
seine Gemeinschaft mit diesemVerbande do·kumentiert,in dem sich nach
den Worten—Studnickis neben einigen Idealisten eine
Menge »Entgleist·er und Krimineller« und ,,viele
Leute mit primitiven Uingangsfokmen und gingt
n i e d e r e n E t h i k« b e f i u d e n. Die Politik, die Grazunski
betreibt, ist eine Politik-, wie sie den moralisch-en-Prinzipien dieses
Verbandes entspricht. Es ist eine Politik der Gewalt und
des Terrors, deren Weg gekennzeichnet ist« durch
straflose Korruption und gesetzlich geförderten
Dieb sta h l; es ist dsie Politik eines Landf.remden, der in dem Lande.
das ihm als höchsten Beamten anvertraut wurde, einen Gegenstand
hemmungsloser Ausbeutung sieht.

Stusdnirki bezeichnet den Kattowitzer Wojewoden vor allem des-
halb als einen Schädling der polnischen Interessen, weil dieser durch-
seine den inneren Frieden und die Wohlfahrt des Landes zerstören-de
Anitsfüshrung in der Bevölkerung 0·st-o-berschlesieiisdas G e fühl
ider Zusammengehörigkeit mit dem polnischen
S ta at u n t e r g r ä b t. Er stellt in der Vorrede zu seinem Prozess-
bericht ausdrücklich fest, dafz O st o b e r s ch»les i e ii v o n D e u is ch -

land losgetrennt worden ist, iveil nach dem Willen
Frankreichs die industrielle Stärke desDeutfchen
Reiches nachhaltig geschwächt werden sollte. Es
hätte, so meint S-t-unikki, im ureigensten Interesse Polens gelegen,
dieses durch den Machtwisllen Frankreichs (unsd nicht durch den
freien Willen der Bievölkerunglsan Polen gefallene Land in natio-.
naler usnd wirtschaftlicher Hinsicht mit äuszerster Schonung und Zu-
vorkommenheit zu- behandeln. Aber Posten hat es nicht verstanden,
hier moralische Eroberungen zu machen. Es hat sich die Sginpathieir
der alteingesessenen Bevölkerung 0stoberschlesiens, und zwar nirht nur

der deutschen, gründlich verscherzt Es hat weder die Fähigkeit, noch
den Willen bewiesen, die Wirtschaft dieses hochindustriellen Landes
organisch fortzuentwickelii und der Bevölkerung den aus preussischeri
Zeit überkommenen kulturellen Lebensstand zu erhalten. Es hat in

Ostoberschslesienniemals etwas anderes als ein Objekt kolonialer Aus-
beutung gesehen, dessen Schätze und Menschen gerade gut genug dazu-
sind, dasz sich zweifelhafte Existenzen aus dem Osten an ihnen be-

reichern und sie zum gröfzeren Ruhme der Warschauer Machthaber
vergeuden» »Man möchte«, sagt Polonius in seiner ,,0stobersrhlesieiit
als Psoslens Kolonie« betitelten Schrift, »aus dem hastigen Raubbau

fast schliefzen, dasz die Machthaber in Warschau ein-.

langes Verbleiben bei Polen selber nicht füt:

Drz KriedeL

Verständigung und Gummiknüppet
Man braucht nicht miteinander befreundet zu sein, um sich

miteinander verständigen zu können. Das darf man nicht ver-
essen, wenn man von eine-r deutsch-polnischen Verständigung spricht.

Ztm9. Oktober haben in Warschau zwischen deutschen und polnischen
Regierungsvertretern Verhandlungen mit dem Ziel eines Abbaus der

beiderseitigen wirtschaftlichen Kampfmasznahmen begonnen; zu gleicher
Zeit finden in Berlin Verhandlunge-n.statt, in denen die Möglichkeit
eines gemeinsamen Vorgehens in der Roggenexportpolitik geprüft
werden soll. Es ist wohl nicht überflüssig, darauf hinzuweisen, dsafz
es ohne die entschlossene Initiative der nationalsvzialistischen Regierung
in Danzig schwerlich zu diesen deutsch-politischen Besprechungen ge-
kommen wäre. Das Danziger Vorgehen hat Polen überhaupt erst
für den Versuch einer Verständigung mit Deutschland empfänglich
gemacht. Es liegt freilich vorerst kein Anlasz zu weitgespannten Hoff-—
nungen vor· .

Wenn es zu einer Verständigung zwischen Deutschland und Polen
kommen sollte, dann wird sich diese vorläufig wohl nur ausf
einige wirtschaftliche Einzel-fragen beziehen. An eine Wieder-

belebung des s.Z. nicht ratifizierten R ausch e r -A bkomniens
von 1930 sist gar nicht zu denken. Am ehesten wird es möglich sein,
dort zu einer Verständigung zu gelangen, wo Deutschland und

Polen mit ihrer Ausfuhr auf dritten Märkten als
Konkurrenten austreten. Dias ist vor allem bei- der agrarischen
Ausfuhr, aber zum Teil auch beim Export industrieller Produkte der

Fall. Dieser Auffassung scheint auch die polnische Regierung zu sein.
»Wenn es uns gelingen würde«, erklärte Oberst Beik dem Gienfer
Vertreter der Telegraphen-Union gegenüber, »auf jenen Gebiet-en die
Konkurrenz durch eine gemeinsame Verständigung zu ersetzen, hätten
wir dadurch einen bedeutenden Schritt auf dem Wege der Rorniali-

sierung unserer Wirtschaftsbeziehungen verwirklicht.« Auf der Basis
einer derartigen Exportoerständigung wäre es dann vielleicht auch
möglich, zu eine-r schrittweiseii Verständigung im dir e kte n Handels-
verkehr zu gelangen. Hier soll zunächstversucht werden, Zug uiu Zug
einen Abbau der beiderseitigen Kanipfmafznahmen durchzuführen Was

Deutschland anlangt, so ist ihm besonders an der Gewährung zoll-
begiinsiigter Einfuhrkoiitingeiite für solche Waren gelegen,
fur die in Polen allgemeine Einfuhroerbote bestehen. Und Polen
WUlel2t-dglj Deutschland seinerseits auf die Anwendung des Obertarifs
Auf dM Clllfllhr politischer Waren verzichtet.

Am llsokkobek Tit der neue politische Zolltarif in

FZWfkgeletzt WOTDML Cx ist an die Stelle des alten, in seinen Grund-

IOIZSEIkah Aus dek·kullllkben Zeit stammenden Tarifes getreten« Er
ist starker durchgeglieidert als dieser und stelltmsit seinen 4500Positionen

ein·umsfangrei.ch-es,kompliziertes Gesetzeswerik dar. Er sist ein Doppel-
tarif mit zwei Spalten, von denen die ersten die Sätze des Obertarifes

-

enthält, der auf. die Wareneinfuhr aus denjenigen Ländern Anwendung
findet, mit dienen»Polen,wie z. mit Deutschland, keine handels-
vertrasglicheii Beziehungen unterhalt. Die zweite Spalte stellt den
«Vertragstar-if dar, dessen Sätze durchschnittlich25 v.H. tiefer als die

des Obertarifes liegen. Aufzerdem ist der Fsinanzniinisterhinsichtlich
der Einfuihr von Rohstosfen und solcher Waren, »die in Polen nicht
oder nicht in zuresichender Menge hergestellt werden, zu Zoll-bekreiungeit
und -nachlässen ermächtigt. Wen-n ses zwischen Deutschland nnd Polen
jetztzu keiner Verständigung kommt, werden automatisch die Sätze
des polnischen Obertarifs auf die deutsche Einfuhr nach Polen, ums-«

gekehrt aber auch die Sätze dies deutschen Obertarifes auf die pol-
nische Einfuhr nach Deutschl-and Anwendung finden. Das würde ein
weiteres starkes Absinken des beiderseitigen Warenaustausches, eine
weitere Verschärfung des nunmehr seit acht Jahren währendeit
deutsch-polnischen Zollkrsieges bedeuten. Daran ist keine Partei inter-

essisert. Am wenigsten Polen, dessen Ausfuhr nach Deutsch-land«
immerhin noch etwa 18 v. H. seiner Gesamtausfuhr ausmacht, während
auf der anderen Seite der Export nach Polen nur 1——2 v. des

deutschentGesanitexports beträgt.
"

"

Trotzdem steht — was Polen anlangt — der Beginn der deutsch-·
polnischen Wirtschaftsverhandilungen unter«einem wenig glürklichenj
Stern. Denn während die poslnischen Unterhändler in Berlin und
War-schau von wirtschaftlicher Verständigung sprechennusnddie fried-
fertigen Absirhten ihrer Regierung beteuern, oerstcirktsich von Tag zii
Tag der Terror, mit dem diese itzle RegtekpngDie deutsche Mindest-
heit und die deutschen KapitalsinteressenInnerhalb ihres Hoheitsss
gebietes verfolgt. Es wiederholtsichdasselbe SpieL das Deutschland
schon mehrfach bei seinen Wirtsschaftsverhandliuiigeiiniit Polen, Litaueit
und anderen Staaten mit ähnlich ungeschliffenen diploniatischen Um-

gaiigsformen erlebt hat. Die Regiserunsgeiidieser Staaten hab-en die
Angewohuheit, gerade dann, wenn sie mit Deutschland zu verhandeln
beginnen, neue Geswaltinasziiahnien gegen die deutschen Volksgruppeit
ihrer Staaten in die Wege zu leiten, wohl in der Hoffllkmgpdass
Deutschland bereit sein wird, ihnen für die Befreiung seiner be-

drängten Volksgruppen von diesen Mafznashnien halldelspolitisrhe
Vorteile zu bieten. So war es erst kürzlich bei Litaueluuud bei Poleit
ist es gegenwärtig nicht anders: Grazgnsski hat« seine Ost ,,bewährten·«
Aufstäudischenbanden gegen die deutsche Minderheiit iiiobilijiert. Der
Gedanke liegt jedenfalls nahe, dasz die neue beklkakkkeAktivität der

Anfständischen in Ostoberschlesien mit dem Beginn der deutsch-polnischen
Wirtschaftsbesprerhungen in einem. iirsärhlicheiiZusammenhang stehs.
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Die Verhandlungen mit Litauen sind nicht zuletzt an dieser öftlichen
Ckpppssgktaiktik gescheitert. Und daß auch der Gang der deutsch-
polnisschenVerhandlungen durch solche Methoden nicht erleichtert wird,
liegt auf der Hand. ,

»

Es ist bekannt, daß die Warschauer Regierung mit der Absicht
umgeht, durch eingreifende Maßnahmen die ostobersschlesische
Industrie völlig zu polonisieren. Vor einiger Zeit
war einmal von einer Entschuldung der Industrie
idurch eine zwangsweise Abwertung ihrer Verpflichtungen gegenüber
den reichsdeutschen Banken die Rede. In letzter Zeit heißt es, daß
die polnische Regierung die in deutscher Hand befindlichen Industrie-
aktien aufzukaufen gedenkt. Auch der Gesetzentwurf zur Zwangs-
kartellierung der Hüttenindiiistrielauft schließlichauf eine Schwöchung
des deutschen Einfluss-eshinaus. .

Das deutsche Kapital wird durch
fortgesetzte staatliche Eingriffe systematisch und in einem Maße ent-

iwertet, daß diese Entwertung schließlichnahezu einer Enteignun g

gleich-kommt Auf diese Weise wird einer der wesentlichsten Faktoren
einer deutsch-polnisrl)enWirtschaftsverständigung,das deutsche Kapital
in Polen, zerstört.

Wo sich gegen die ständig wachsende Gefahr dauernder Entrerhtung
und Proletarisierung das ostoberschlesisrhe Deutschtum zu eiigerer Ge-

meinschaft zusammenzuschließenversucht, werden seine-Bestrebungen von
den poliiischen Behörden mit allen Mitteln gehemmt. Die chauvinistische
Presse hat bereits begonnen, das Verbot der Deutschen Partei, des

Deutschen Volkssbundes Und der ZungdeutschenPartei zu verlangen;da-

bei scheint das tschechischeVorbild auf die deutschfeindlichenGemater in

Polen ,,anregend«zu wirken. Der A u f ft ä n d i sch en o e r b an d hat
am s. Oktober auf seiner 13. Hauptoersammlung im Beisein des Wofe-
woden Grazynski von den Behörden gefordert, daß sie mit allen ihnen
zu Gebote stehenden Mitteln gegen die deutsche Presse vorgehen und

rürksichtslos»die deutschen Organisationen, insbesondere die vom

nationalfoziialsistiischenGeiste erfüllten deutschen Zugendverbände auf--
i-öst, Weiter wurde die Psolonisierung der Industrie, die Vesetzung
aller maßgebendenWirtschaftsposten mit poilnischen Beamten »unddie

Verteilung der Angestellten- und Arbeiterstellen in der Industrie unter

Deutsche Und Polen Mkb Maßgabe der Ergebnisse dei- Volkszählungver-

langt. Der Aufständisrhenoerbandhat sich norh niemals damit begiiügt,
bloße papierenseResolution-en zu fassen· Er hat im Reiche Grazyiisskis
die Macht, seinen Beschlüssen den gehörigen Rachdrurk zu geben.
Man weiß aus »Erfahrung,wie Auifstöndische und Behörden sich
gegenseitig die Balle zuzuspielen verstehen:-D-ie Behörden leiten die
neuen Maßnahmen gegen die deutsche Minderheit ein. Sie geben
damit den Ausfftiindischendas Zeichen zum Angriff. Dann kommt es

zu Terrorakten, die den Behörden wiederum im Namen der ge-

fährdeten Ruthe und Ordnung den gewünschtenAnlaß zu ihrem weiteren
Vorgehen ge en die deutsche Minderheit geben. Dieses alte Spiel
wiederholt si auch jetzt. Das Ziel ist die Auflösung derjenigen
deutschen Parteien, die entschlossensind, sich zur»Deutschen Volks-

gemeiiilchasittulsmthutchllektensDes Honptsoiisgiiff richtet sich dabei

segM Die Heime des Ditytlkben Votksbuiides, die den

ngehörigeiider deutschen Minderheit als Sammelpunlcte ihres ge-

sselligen und kulturellen Leben-s dienen. Diie Behörden bemühen

fich, ,,belastendes Material« gegen die Volksbuiidheinie ausfindig zu
machen. Allenthalben finden in die-sen Heinien polizeiliche Durch-
suchungen statt oder tauchen behördliche Kommissionen auf, um zu
prüfen, ob die Heime »den san-itären und bauspolizeilichen Anforde-
rungen·entsprechen«.Wegen der lächierlichstenKleinigkeiten werden
den Heimleitungen Schwierigkeiten gemacht. So wird z.B. bemängelt,
daß die Stühle in manchen Versamnilungsräumen nicht angefchraubt
sind oder daß dort keine elektrische Ventilation angebracht ist — und
das kommt in kleinen Ortschaften vor, die überhaupt keinen Anschluß
an eine elektrische Kraftanlage befitzenl Belastendes Material, das
eine Schließung der Hei-me rechtfertigen könnte, wird natürlich
nirgends gefunden. Da setzt dann die Aktion der A ufstän disch e n

ein. Sie hat am 9.0iktober schlagartig mit einer Serie von

ilberfällen auf deutsche Volksbiindheime begonnen.
Im Volksbundheim in Borken sollte an diesem Tage eine Ver-

sammlung der Volksbundinitglieder aus Eichenau und Umgebung statt-
finden. Ein Trupp von 50 bewaffneten Aufständisschenumstellte das

Haus; eine Gruppe von ihnen drang in den Versammlungsraum ein
und trieb die dort bereits anwesenden Deutschen hinaus. Diese
wurden von der polnsisrhen Bande mit Gummiknüppeln und anderen

Schlasgiverskzeugen empfangen, schwer mißhandelt und zu Boden ge-

schlagen. Darauf wurden im Heini die Wände, Tische, Stühle und
Bilder mit Teersfarbe versihmiert; die Möbel wurden zerschlagen und
die sensterscheiben zertrümmert Im ganzen wurden hierbei zwölf
Dseiutischezum Teil erheblich verletzt. Die Versammlung wurde ,,zur

Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung« verboten. Ein ähnlicher
liberfall ereignete sich auf das Volksbundheini in Groß-Thelin.
Auch in G o l l asso w i tz, das durch den Aufständisrhenterror während
ides Wahlkampfes im Zahre 1930 eine traurige Berühmtheit erlangt
hat, wurde das Heim des Volksbuiides zerstört. Außerdem wurden
dort mehreren deutschen Bewohnern die Zenfterscheiben zerschlagen;
dabei wurde ein Kind durch einen Steinwurf verletzt. Ani selben
Tage wurde weiter das- Volksbundheim in Granitz von Mitgliedern
des Aiiifständischenverbandes erbrochen; die Einrichtung wurde zer-
schlagen, die Bücherei wurde verbrannt; die 70sührige srau des Heim-
niarts wurde, als sie den Pslünderern entgegentreten wollte, zu Boden
geschlagen. öii Kapaiii ivurde im Volksbundheini und in der

Vzohnung des Heimwarts die«Einrirhtung zum Teil demoliert, zuiii
Teil von den Aufständischenbanditen gestohlen; auch hier wurden
mehrere Deutsche verletzt. ön Reu- und Alt-Verun, Kostow und
anderen Orten wurden von den Aufftändischen Demonstrationszüge
veranstaltet; deutsche Passanten wurden grundlos verpriigeltz die

Fenster deutscher Wohnungen wurden durch Stein-würfe zertrümmert,
die Hauserfronten mit Teerfarbe verfchmiert usf. Auf das Schloß des

Prinzen von Pleß, des Vorsitzenden des Deutschen Volksbundes, wurde

von Aufständischen ein überfall unternommen; Zensterscheiben und Ein--

richtungsgegenständewurden durch Steinwürfe beschädigt; die Garten-

anlagen wurden zertrampelt. Wiederholt wurden in die Wohnungen
deutscherMinderheitsangehörigerbrennende sakkeln geworfen. — Eine

neue Schreckenszeit hat für die Deutschen begonnen. ·Grazynski hat
seinenPöbel mobilisiert. Und derweil wird in Berlin und Warschau
Uber den Abbau der wirtschaftlichen Kampfmaßnahmen verhandelt.

Das Programm der NSPR.
Die »Blylk0let,0.« CisDek VIII- dqs Kattowi er Or n der

polnischen nationalsozialistcschenArbeiterpartei,veröffenttiichtevgvarlän-
gerer Zeit das Programm dieser Partei:

.

j, Die ASPR steht auf dem Standpunkteines rü cksirhtstosg n

schnizes der Unabhangigkeit des polnijchgn
,

Staates.
» .

2, Die RSPR bekampft den Separatismus und zerschlägt
mit vollem Bewußtsein die künstlichenSpaltungsmqngkkk im Voskz

Z. Die R.SPR. steht auf dem Grunde der Rotwenidigkeit der
Liquidatsion des kapitalistischen Systems und des
Aufbaues neuer gemeinwirtschaftlicherFormen sowie der rück-
sichtslosen Liquidatioii sämtlicher Syndikate, Kartelle, Truste usw.
Dieses neue Systemmußdem gesamte-n Esinzelhandel die gleiche
Existenzniöglichkeitzusichern· » «

4. Die RSPR ruft einen allgemein-polnisch» Wirt-

skhastsrat ins Leben, welcher sLchaus Vertretern sämtlicher
Arbeitszweige zusammensetztzum Zwecke des kulturelleii Anf-
baues des Landes a f iveite Sicht, da in Polen alle Vorbedin-
gungen für einen sol en Plan vorhanden lind—

5. Die RSP"R. steht auf dem Standpunkt, das-»Po«lenals Agrar-
land dazu schreiten muß, den Grundbesitz von Richt-
polen aufzulösen.

b. Die RSPRz stellt fest, daß ein Bürger nur ein Volks-

genojse sein kann; Volksgenosse kann wiederum nur ein Pole
sein, in welchem rein arischsslawisches Blut fließt.
Ein Jude kann kein Volksgenosse sein.

7. Die RSPR kämpft gegen alle internationalen Abweichungen;sie
verlangt völlige Relsigionsfreiheit,soweit dieselbe nicht den mora-

lischen Gesetzen widerspricht
s. ng RSPR sieht allein in der ehrlich en Arbeit und in der
Ausführung der den Volsksgenossenauferlegten Pflichten gegen-
über Volk und Staat die Aufgabe jedes Volksgenossen. Die
ehrliche Pflicht eines jeden Vsolksgenossen ist es, an jeder auf-
bauen-den Arbeit teilzunehmen.

9. Die RSPR. will die Frau wieder in ihren alten Stand als

Ehefrau und Mutter eines gesunden polnischen Nachwuchses Ju-

rürkführen.

Die RSPR.fordert:
»

Richtasnrührung der polsnsischenG r e n z e n , f r e i e n Z U k»k! tk

zu m M e e r e , damit die polnisrhe Flotte den Zlotten anderer Lander

gleichgestellt wird.
Die rürksichtslose Auflösung aller Parteien, welche die

Einheit des polnischen Volkes zerschlagen oder die staatliche Aufbau-
arbeit hindern.

«

. ..

Die Verstaatlichung des Großhandels und die ruck-
sichtssloseParzellierung großer Landeigentümer zugunsten der Arbeiter

und Bauern, welche ein Stück Land und eine angemesseneWohnung
haben müssen. Die Arbeitslosigkeit muß für immer verschwinden.

Die Mobilisierung des gesamten inlandischen
Kapitals, die rürksichtsloseEinziehuiigdes durch polnische Bürger
im Ausland angelegten Kapitals und die Konfiiszierung von unehrlich
erworbenemEigentum zugunsten des Staates.

» «

.

Die Entlastung des Budgets durch Heranzieshsungvon Straflingen,
die Wegen Landesverrat, Dessertion, Vestechung und-Korruption be-

lkmftsind,zugenieinniitzigerZwangsarbeit. «

s

Die rürksichtsloseDurchführung des Leitsatzes: »Z e d e r m.i»t»de n»
Seinen« bei Aufträgen und Bestellusngen und das Meiden judischer
Werkstätten und Läden. Wir unterdrücken alle brutalen Kampf-
methoiden, wie liberfälle usw.

» . »

Rücksichtslose Verhinderung der »Ko r r u p t i o n sowie der inter-

nationalen marxistiskhen und kommiunistischenPhrasen.
Die Bildung und Erhaltung eines gesunden Mitte l st a n d e s.

Hilfe für die unbeinittelte Z ii gend, damit diese durch staatliche
Hilfe ihr Studium durchführenkann.

Das Verbot der anti-polnischen und demoralisie-
renden Presse und Literatur sowie allerzllnternehmen und

Gewerbe»Welche die Gefühle des poslnisrhenVolkes verletzen.
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Danzig und Gdinge"n.
,

Der Präsident des Danziger Hafenansschusses, Benzinger, ist
in einem Warschauer Blatt, der »siota Polska«, der in Polen all-

gemein verbreiteten .Auffassung, dafz der Danziger Hafen weder

technisch noch organisatorischden Bedürfnissen der polnischen Ein-
und Ausfahr· genüge, entgegenzutreten Da diese Äuszerimgen von

neutraler Seite stammen —« Benzinger ist Schweiz-er — verdienten

sie besondere Beachtung. In dem Artikel heiszt es z. B.: »Der
Danziger Hafen hat sich die ganzen vergangenen
zehn Jahre hindurch äusserst elastisch den Wirt-

schaftsbedürfnissen Polens angepaszt. Das war viel-

fach mit grofzen Kosten verbunden. . . . Die Exportziffern
überstiegen von 1923 an die Borkriegszahlen, was eine Vergrößerung
der Lasdeeinrichtungen und Lagerräume verlangte. Der Hasenaus-
schusz hat in den Jahren 1923 bis 1926 daher eine Reihe neuer

Land- und Wasserplätze geschaffen, was es dem Dan-

ziger Hafen ermöglichte, im Jahre 1927 der gröszte Holz-
exporthafen der Welt zu werden. Ein Zweiter Beweis für
die Anpassung der Hafeneinrichtungen an die Bedürfnisse des pol-
nischen Wirtschaftslebeiis«, schreibt Benzinger weiter, ,,ist d i e sra g e

des Kohlenexports. . . Der Hafenausschufz ging unter

grobem Kostenaufwand dazu über, die Verlobung zu
mechanisieren. Die bedeutendsten Teile des Hafens wurden mit

einer grofien Menge von Kränen versehen. Aufzerdem wurde ein

besonderes Bassin bei Weichselmünde gebaut, dessen
Kohleladeeinrichtungen das letzte Wort der Tech-
nik sind. Ebenso stellte sich die srage der Einrichtungen für den

Rohstoffimport der Hüttenindustrie und der chemi-
schen Industrie, für den Stückgutverkehr usf. Heute
steht der Danziger Hafen in dieser Beziehung in der Reihe der
am besten ausgebaiiten Häfen Europas« Diese Aus-

führungen lassen die ganze Berlogenheit der polnischen Propaganda
erkennen, die die »Notwendigkeit« des Ausbaues des Gdingener
Hafens stets mit der angeblich technischen Unzulänglichkeit des Dan-

ziger Hafens zu »erklären« bestrebt war. Aiit welchen Ericks übrigens
die polnische Propaganda das Ausland von der technischen liber-

legenheit Gdingens Danzig gegenüber zu überzeugen versuchte, zeigte
einmal eine in einer aiiierikaiiischen Zeitung veröffentlicheGegenüber-
stellung zweier Hafenansichten von Danzig und "Gdingen. Auf dem

Bilde von Gdingen waren eine Reihe der neuen Kräne zu sehen.
Boit Danzig aber wurden nicht etwa die neuen, modernen Anlagen
von Weichselmünde g·ezeigt,"svndern die als mittelalterliche
Stadtanlage sehr reizvolle und charakteristische Partie an der Mottlau

niit dein Krantor und Speicherinsell
Ebenso wie die Lüge von der technischen Rückständigkeit des

Danziger Hafens wird von Benzinger in dem erwähnten Artikel die

andere Lüge von den wirtschaftlichen, sprachlichen und persönlichen
Schwierigkeiteii,- die dem polnischen Kaufmann in Danzig angeblich be-

reitet werden,« richtig gestellt: Der Hafenaussrhusz habe, so führt
Beiizinger aus, niemals gezögert, im Rahmen des Möglichen und

nach Maszgabe der Bedürfnisse des polnischen Exporteurs die Hafen-
abgaben zu senken. Die Abgaben seien von 1,20 Zlotg je Tonne im

Jahre 1924 auf 0,52 Zlotg herabgesetzt worden. Und dem Beispiel
des Hafenausschusses seien auch die privaten Danziger Firmen gefolgt;
so seien z. B. die Berladungskosten für Holz von 16 Schilling im Jahre
1924 auf 7 Schilling (in Gold) im Jahre 1933 gesunken. »Wir stellen
also«, sagt Bienzinger, »auf diesem Gebiete eine für den polnischen

Interessenten günstigeEntwicklungder Verhältnissefest. In spra cl) -.

licher Hinsicht", heiszt es dann weit-er, ,,wer«den der Zusammen-«-
arbeit des Politischen Interessenten mit dem Hafenausschuszkeiner-L-
lei Schwierigkeiten gemacht.« Denn der Hafenausschufz be-
schäftige eine ganze Reihe polnischer Beamter; man··könne mit ihnen
ebensogut deutsch wie französischoder polnisch korrespondieren. Außer-
dem gebe der Hafenausschsufz zur Orientierung der Interessenten all-F
iahrlich eine Broschüre mit Informationen und fortlaufend Berichte
uber die ein- und auslaufen-denSchiffe in polnischer Sprache heraus.
Schlieszlich besitze der Hsafen-ausschufzzur Erleichterung des unmittel-
baren Berkehrs mit den polnischen Interessenten auch noch eine
ständige Bertretung in Warschau.

Es wird wenig-e Polen geben, denen das, was der Präsident des

Danziger Hafenausschusses hier über die Leistungsfähigkeit des Dan-
ziger Hafens gesagt hat, bekannt ist· Die polnische öffentlichkeit
wurde von ihrer Presse und auch von ihrer Regierung über den

Danziger Hafen Jahre hin-durch in ganz anderem Sinne belehrt. Da

hiesz es stets, dasz die Danziger verbohrte Querköipfe seien, die aus

purem Hsasz dem seewärtigen Aufzenhandel Polens alle nur erdenk-

lichen Schwierigkeiten bereiten, dafz Danzig völlig veraltete Hafen-
anlagen besitze und weder räumlich noch technisch den Handelsbedürf-
niissendes polnischen Hinterlandes entspreche. Wäre die polnische
Offentlichkeit nicht in solch unerhörter Weise über die Leistungs-
fähigkeit und Leistungswsilligskeit des Danziger Hafens belogen worden,

- dann hätte sie der kostspielig-en Hafenpolitik, die ihre Regierung in

Gdingen betrieben hat und noch heute betreibt, wohl nur mit ge-«
ringesrer Bereitwilligkeit solge geleistet. Danzig ist nach dein Abschian
des Hafenabkommens vom 5. August-is. September d. J. berechtigt,
von der politischen Regierung zu verlangen, dasz diese sich für eine

wahrheitsgemäfze Unterrichtung der polnischen öffentlichkeit und vor

allen der am Aufzenhanidel interessierten polnischen BJirtschaft über den

wirklichenZustand und die tatsächlicheLeistungsfähigkeit des Danziger
Hafens einsetzt.

Wie es scheint, ist aber in dieser Hinsicht Politischerseits mit wenig
Entgegenkommen zu rechnen. Bezeichnend für die politische Einstellung
zum Hafenstreit ist ein Artikel, der zugleich mit dem oben zitierten
Aufsatz des Danziger Hiafenpräsidentenin der »siota Psolska« erschien.
Es heifzt dort u. a.: »Gdingen istnicht nur ein gewöhn-
licher Uinschlagsplatz. Es ist ein unvergleichliches
Kleinod des ganzen polnischen Volkes, eine Cat,—
die man »nich·t aufgeben kann, selbst nicht für

eine so niitzliche Sache, wie es die freundschaft-
liche Regelung der Danzig-polnischen Wirtschafts-.
bez»iehung»en ist« Wenn das auch die Auffassung der polnischen
Regierung sein sollte, dann würde das heiszen, dafz der Hafen von

Gdiirgen weiter ausgebaut, und der Güterverkehr weiter wie bisher
mit künstlichenMitteln iiber Gsdingen gelenkt wird — ohne Rücksicht
auf Danzig. Das aber würde das End-e der Danzig-polnischen Ber-

ständigung sein. Denn praktisch bedingt eine strikte Eisnhsaltung des«
Hafenabkvminens durch Polen, dafz d e r iv e i t e r e A u s b a u

Gdingens sofort eingestellt wird und dafz Polen
auch ein eventuelles Brachliegen der Gdingener
Hafeneinrichtungen in Kauf nimmt, — wie ja auch die

Danziger Hafenanlagsen ausf Grund des Abkommens nur zu etwa einein
Drittel ihrer Höchstleisstungsfähigkeitausgensutzt werden können.

Die Judenfrage vor dem Völker-bund.
Im Bölkerbunde hat man sich noch niemals mit solchem Eifer und

solcher Ausdauer mit der Minderheitenfrage beschäftigt, wie setzt, wo

man glaubt, Deutschland damit am Zeuge flicken zu können. Die ver-

schiedensten Regierungen traten mit Anregungen und Anträgen auf, in

denen sie ihr plötzlich erwachtes Interesse für die nationalen Minder-—

heiten glaubten bekunden zu müssen. Ihr Interesse erstreckte sich freilich
nicht auf die cZiiinderheisteii deutschen oder ukrainischen cBolkstuins,
sondern besorgt waren sie lediglich um das Schicksal der J u d e n : Haiti
und Polen, Holland und Uri!guay. Schweden und Griechenland und vor

allein auch England und Frankreich, alles Länder, die bisher im Völker-
bunde niemals schnell und oberflächlichgenug über die Beschwerden der
nationalen Minderheiten hinweggleiten konnten, verspürten mit einein
lMale den Drang. sich um eine Berallgemeinerung oder Verbesserung
des Minderheitesnschutzes zu kümmern. In welcher sorni das-geschehen
sollte,- wie man zu dieser Berallgeineinerung kommen konnte, ohne sich
selbst in die Resseln zu setzen, — dar-über konnten sie freilich zu keiner

libereinstinimung gelangen. siir den polnis» then Antrag auf Ab-

schaffung der bestehenden RIinderheitenschuizoerträge und deren Er-

setzung durch ein alle Staaten bindendes Abkornmen konnten sich die

englischen und französischenDelegationen durchaus nicht begeistern. Der

PU g! is ch e Antrag aufs-Ausbau»des Beschwerderverfahrens wieder-«
Um stief- vAuf den entschiedenen Widerstand Polens undder Kleinen
Entente. Ein Bermittlungsoorschlag des sch w e d i sch e n .Aufzen-
ministers, der von Frankreich, Polen und Griechenland unterstütztwurde,
lcheistertegleichfalls an der Weigerung Eng-lands,—irgendwelche Ber-

pflichtungen aus sich zu nehmen.

lJuden seines Hoheitsgebietes als nationale Min-

Einem französischen Antrag,
demillfolge Deutschland gezwungen werden sollte, die-

derheit zu erklären und ihnen die volle Gleichk
berechtigung zuzuerkennen,

»
seine Dissiiniq

lierungsmasznahmen rückgängig zu machen. wurde
von deutscher Seite mit aller Entschiedenheit entgegengetreten: M in-

derheitenrecht und deutsche Judenfrage haben
nichts miteinander zu tun. Bei der Abstimmung iiber diesen
Antrag im Unterausschusz der Politischen Kommission des Völkerbundes
stimmten sämtliche Staaten für diesen französischenAntrag, lediglich
Ungarn und Italien hielten es für notwendig, dabei zu betonen, dafz es

nicht ihre Absicht sei,—sichin innerdeutsche Angelegenheitenzu mischen-;
Da Deutschlandsjedoch nicht POTOII denkt, sich in der

Judenfrage von srankrelkh oder irgendeine-in
anderen Staate Vorschrjften »machenzu lassen, die

satzuiigsgemäsz erforderliche Einstimmigkeit der Beschlußfassung-also
weder im Politissrhen Ausschusz »nochin der Bollversamllung erzielt
werden kann,—hat der franzosische Antrag ebensowenig
Aussicht anf Erfolg wie die verschiedenen anderen

Vorschläge, die auf der gegenwärtigen Völker-
bundstagnng mit mehr oder weniger deutllchkk
Spitze gegen Deutschland gemacht worden sind·

müssen Neubestellungen auf unser -Oitland« iiit
NovemeerxDezember aufgegeben werden.— Bet

später erfolgenden Bestellungen Ist eine Sonder-
gebühr von 20 Pf. zu zahlen Der Bezug-pr« fut
2 Monate-beträgt 1,00 M. tohneZustellungggeb.)

Bis-»zum

20. Okt.
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Die baltisch n Staaten.
«

Lettland.

Der antideutsche Judenbogkott in Lettland wir-d in erster Linie
sdurch die in russischer Sprach-e erscheinen-de Zeitung ,,S-«ewo«dn»ja
rund ihre Abendnummer ,,Seivodnja Wetsrhwrom« geführt
iWeitser von kden teils im Jargon (»Fri«iiiorgn«,,,Dos Folk«), teils isn

IhebräischerSprache erscheinend-en,rein jüdischeiiZeitungen- Außerdem
beteiligt sich die lettsische Zeitung »So cia l d e in o krats«»« an diesem
sBogkott, ohne jedoch sich dafur rückhaltlos einzusetzen. über die Aus-

ilführung des Boykotts wacht das jüdi s kl)e Bog kottz

iKo in itee, an dessen Spitze der Redakteur der ,,Sewo-diija«,
tDix Siew, sowie der Direktor und Besitzer einer großen Flachs-
ijpiiiiierei und Vorsitzer des Handels-· und öndustrieoersbandes,
J a k o b Hoff, stehen. Durchgefüihrtwird der Boykott unter strenger
lKontrolle der jüdisschenHändler und Kaufleute, wobei- für über-
ltretsiingen Geldstrafen angesetzt sind, sowie-) was um

ides Gelskbäftes willen vie-l schlimme-r ist — Veröffentlichung in der

IsitidllkhenPresse und in der — Sgnagogsel
·

Der jiidiischse Wirtschaftsbogkott, der bereits nachzulasseiuschiem
zihat durch den P r a g e r Z i o n i st e n sk o n g r e fz neuen Asuftriebter-
ihalten. Den Bogkott begünstigendeMomente sind außer-demder sin-
·«lkeiide Kurs des englischen Pfiindes, h. die Ver-—

billigung englisch-er Waren. Die Juden fangen an, in immer steigendem
iMaße ihre Waren aus England zu beziehen. Geschicktnutzen die

Drashtzieher des Boykotts diese und andere Dinge fur ihre Propa-
-gaiida aus, wobei sich die bereits oben genannten Juden SsiewzHoff

sowie der jiidische S-aeima-—A.bgeordineteRurock besonders ruhrig er--
weissen. Der Wirtschaftsbogkott wird weiter ioirkuiigsvoll unterstützt
ldurch die Valutasperre, den nicht immer schnell genug arbei-

Xenden Cleakjngverkehr sowie durch Maßnahmen der Sm-

UI O klk O nl nlll llO n- die gegen ein-e Anhäufung lettischerVialuta in

Deutschland geklkbket sind. Dsise lettisch en Sozialdemo-
skraten haben sich zwar deni Boykott angeschlossen, es hat jedoch

fvlllden Anschein, daß sie auf dessen striskte Durchführung wenig Gewicht
l1est-In·Sile ziehen es vor, isn der bekannten üblen Weise gegen die

Fühler der identschen Frei·heitsbewegsu-ng,die »Hitleristen«, zu h,etzen.
Wie Lage, wie sie durch den Biogkott entstanden ist, läszt sich noch nicht

tvöllig übersehen. Da deutsch-e Waren dringend erforderlich sind, werden

iise eben trotz aller jüdischen Gsegensinaßnahmen aus Deutschland be-

Jzogein und zwar auf Umwegien üsber Amsterdam, Antwerpen und

Z««»-nnder-ePlätze. D i e let t i s ch e B e v ö l k e r u n g verhält sich dem

";W·irtschaftsbogkvttgegenüber durchaus absl ehii end. Wen-n man

den Wirtschaftsbogkott an seiner Wurzel fassen will, so muß man an

ierstek Stelle dsie iüdischen Vertreter deutscher Firmen
siii Lettland beseitigen-. Dasselbe gilt für die mit deut-
xschein Geld arbeitenden lettländsischen Banken,

sjsdseren Leiter vielfach Juden sind. An einer Zusammen-
ifassuiig der Ranken all Dieser Firmen wir-d gearbeitet. Ju gegeben-er

Zeitwird·
von d-!ele·n·sirmenverlangt wenden, daß sie frei-willig ihre

: tellen mit ortsansassigenDeut-schen uniibesetzen Gleichzeitig wird eine

zLissteall der Juden «ZUlSnl-Inensgeltellt,die direkt und indirekt mit dem

zWirtischaiftsboykottin Oussamnlenshan stehen. Zusammenfasseiid glaubt
Man doch ZU erkennen-»daßidek ogkott etwa in Litausen in viel

schärfererFormdurchgesUDrtlVIVd Als IJI Lettland Ein Jeichen dafür,
ldaß die slettländischeWirtschaftnoch nlkht alleiiiiges Monopol der in

ILettland statsionsiertenJuden ist« H.·.L,-L.

l Estland.

«A-m 2. Oktober ist die estiiische Volksvertretung,die Ska a s V e k .-

ijn nimiung, zu einer kurzen ordentlichen Caaung zusammengetreten
»und hat jikh nach vier Sitzungstagenauf den 17. Oktober vertagt. Am

M» is. und 16zi0ktoberfindet bekanntlich der Volksentsrheid über
Den Verfassuiigsanderungsantrag des Verbaiides der Freiheitskzjmpfgk
Ist-att, so daß.die Staatsversariimlungunmittelbar nach gefangner Ent-

sscheiduiigwiederum tagen wird. Der soebenabgeschlossenen kurzen

Tnguiig der Volksvertretuiig hat man allgemein mit große-rSpannung
eiitgegeiigeseheii,da»m.an»sichangesichtsder Unterbindung der öffent-
licheii Aussprache iiber iniierpvlltllkhe stagen durch die-Pressezenjmk
iiiid deii Ausnahmezustalid Auf schoka AUSEMOUDeklelZUngenim Par-
lament gefaßt machte. Die Sstaatsversammlllng hat diese Erwartungen
siiiir ziini Teil erfüllt, und zwar in der HOUPllAcheWohl deshalb, weil
die Freiheitskämpfer selbst im Parlament noch keine eigene Vertretung
habe-i und die bürgerlichen Befürworter lhkes-Yekfailungsändekungs-
niitrages zsii denen die Aslt-—Landwirte und eingeriiiger Ceil der mittel-

parteilirhen Abgeordneten gehört, nur mit halbem Herzen dabei lind,
da ein Erfolg der Freiheitskämpfer das-Ende der Parteiherrschaft
tiiii Staate bedeutet. vDer Stasatsälteste Jaaii Cöiiissoii gab ini

Aanieii der Staatsregierung in der Statsversamnilung eine längere Er-

klärung ab, »die eine Rechtfertigung der wirtschaftspolitischen und

iiiiierpolitischeiiMahnahmender Regierung dar-stellte. Die Regierungs-
erkläruiig erblickt In der angeblich eingetretenen Wirtschaftsbelebuiig
eine Folge der von der gegenwärtigen Regierung durchgeführten
Kronenentiwertung und schildert die Lage der estsiiischenWirtschaft mit
einem durch die Tatsachenkaum gerechtfertigten Optimismsus Die

Arbeitslosigkeit, die in diesem fast rein agrarischen und schwach be-

siedelten Lande an sich eine Anomalie darstellt, sist doch so bedeuten-d,-
Dass die Vesieknnssekkläknns iUk Bekämpfung-derselbenaußerordent-

liche Maßnahmen in Aussicht stellen muß, so u.a. die Bereitstellung
von t,2 Millionen Kronen zu diesem Zweck. Der Verkauf der beiden

großen Jerstörer der estnisrhen Marine an Persu wir-d durch die Rot-

wendigkeit einer Reugestaltung der estnischen Seestreitkräfte erklärt.
Für den Kaufpresis der bei-den Schiffe sollen drei Motortorpedoboote
und zwei Unterseesboiote beschafft werden. Die Regierungserkläriung
kommt nunmehr auf die Verhängung des Ausnahinezustandes zu

sprechen. Die iim Volke herrschen-de Erregung hätte, so erklärt der

Staatsälteste, die Regierung an der Durchführung ihrer großen wirt-

schaftlichen und kulturellen Aufgaben gehindert, und der innere Frieden
hätte unbedingt wiederhergestellt werden müssen. Die Regierung halte
sich streng an die Verfassung und werde alle Maßnahmen treffen, um

die bestehende demokratische Staatsordnuiig aufrechtzuerhalten Die
Betonung der großen Verfassungstreue der Regierung erregte auf den
Bänken der Abgeordneten stürmische Heiterkeit, da ja das gegen-

ivärtige diktatorisrhe Verhalten der Regierung und ihre Gewaltpolitik
gegen die Freiheitskämpfer mit dem Geist der in Estland herrschenden
Parlamentsdemsokratie schwer in Einklang zu bringen ist. öii der

darauffolgenden Aussprache mußte die Regierung sirh von der Oppo-
sition sagen lassen, daß eine Belebung der Wirtschaft in fast allen

europäischesnStaaten eingetreten sei, und zwar stärker als in Estland
Und insbesondere aiich in solchen Staaten, die keinerlei Experimente
mit ihrer Währung vorgenommen hätten. Der Oppositionsredner be-

tont, daß außer der wirtschaftlichen Krise in Estland auch eine politische
eingetreten sei: Das Volk hätte sdas Vertrauen zu seine-r jetzigen
Führung verloren. Um den inneren Frieden wiederherzustellen, sei ein

Regierungswechsel erforderlich. Die Aussprache über die Regierungs-
erkläriinig wurde hierauf bis aiif den Wiederzusanimentritt der Staats-

versanimlung am 17. Oktober vertagt, um dann nach erfolgtem Volks-

entscheid in einer politisch bereits geklärten Lage weitergeführt zu
werden. Vor Schluß der Cagung hat es indessen die demokratische
Mehrheit der Stsaatsversammlung verstanden,,in allen drei Lesungeii
einem neuen Gesetze über die Veränderung des Stinimsatzes bei einem
verfassungsänderndenVolksenscheid zur Annahme zu verhelfen. Bisher
erfolgte die Annahme eines Volksentscheids durch die absolute Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen, wobei die Zahl der Ja-Stimmen
mindestens 30 v.H. aller wohlberechtigten Stimmen ausmachen mußte.
Das neuen Gesetz erhöht diesen Satz auf 50 v.H., wodurch die ver-

fallnngsnlnlilgeDurchführung einer Verfassungsänderung in Zukunft
außerordentlicherschwert wird. Das neue Gesetz gelangte mit
53:34 Stimmen zur Annahme, was immerhin zeigt, daß der Wider-

stand gegen diesse Maßnahme bis in die Reihen der Regierungs-
parteieii hinein fühlbar ist« Dieses Manöver der Parlamentsmehrheit
erinnert lebhaft an den eiiistigen Versuch der Systemparteien im

Preußischen Landtage, durch ein ähnliches Easrhenspielerstück die

künftige Wahl eines nationalsoszialistischen Ministerpräsidenten un-

möglich zii machen. Es ist anzunehmen, daß dieses illogale Vorgehen
der Regierungsparteien der Sache der Freiheitskämpfer eine Menge
neuer Anhänger zuführenwird, es kann indessen nicht verkasnnt werden.
daß es den Freisheitskämpfernnicht leicht fallen dürfte, die zum Erfolg
des Volkseiitscheids nunmehr erforderliche Anzahl von Wählerii an die
Urnen zu bringen. Daß die Freiheitskämpfer gewillt sind, sich den

Sieg trotzdem nicht entgehen zu lassen, beweisen die außerordentlichen
Anstreng-unge-n, die sie in ihrem Propagandakampf machen. ön den

letzten Eagen vor der Entscheidung sollen nicht weniger als 500 Massen-
versamsnilungen im ganzen Lande abgehalten werden und gegen 800 000

Flugblätter ziir Verteilung gelangen. Die letzte Eagung der Staats-

versammlung führte endlich zum längst erwarteten Rücktritt des Zustle
und önnenministers der Regierung Cönisson,W. R o o b e r-g, der, wie

es sich erwiesen hat, Mitbesitzer des in Danzig wegen Alkoholskbniuggels
beschlagnahmten Schiffes »Sta« ist. Das gesamte weitere Arbeits-

programm der Staatsversaniinliing soll erst bei der nächsten Eaguiig
und nach ldem Volksentsrheid in Angriff genommen ivordenz Die

deutsche Presse des Landes veröffentlicht einen Aufruf des Vorsitzenden
der Desutsch-—BaltischenPartei, Martin Luther, in dein der

deutsche Parteiführer feststellt, »das baltische Deutschtum sei wohl »ein-e
geschliosseneEin-heit in allen Fragen Deutsch-Bsaltischer Belange«, sei
indessen ,,iiicht einheitlich in der Beurteilung des Verfassuiigsentwurfes
der Freiheitskäinpfer« eingestellt. Es würde daher jedem deutschen
Wähler seine Stimsiiiabgabe zum Volksentscheid freigegebeii. Das

Organ der baltischen Rationalsozialisten »Der Aufstieg«bemerkt zu

diesem Aufruf, daß es sich hierbei um eine rein persönlicheMeinungs-
äußerung des Parteivorsitzendsen der Deutsch-—BaltischenParteihandeles
da ein Beschluß- der gesamten Parteileitung in dieser Sache nifbt«VOl·-«
lng-e. ön der deutschen Wählerscl)aft, so bemerkt »Der-Ausweg.» les

Vsellelkhtwohl die Beurteilung des Entwurfes keine einheltllkbep
die Haltung der Wähler zum Entwurf sei jedoch fast durchweg
eine eindeutig bejahende, was sich beim Volkseiitscheid erweisen müsse.
Die deutsche ,,Revalsche Zeitung« knüpft an die Veröffentlichung des

Lutherschen Aufrufes eine lang-atmigeKritik des Freiheitskämpfek-
eiitwurfs, wobei insbesondere beanstandetwird, dasz der Entwurf keine

zweite Kammer für das künftigeestnischeParlament vorsieht und

ferner keinerlei ,s,Ansätze.zu einem Einbau berufsstäiidisrherund kor-

porativer Formen in den Staat« iin Entwurf zu bemerken sind. Die

,,Revalsche Zeitung« verkennt somit vollständigdiegrundsätzliche Be-

deutung des kommenden Vo—lksentscheids,der die Entscheidung bringen
wir-d nicht etwa über irgendwelche einzelnen Spielregeln einer parla-
inentarischen Verfassung, sondern über den Geist der künftigen Staats-

form des Landes«
- -«

.-—tg——
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Damms-Woche
«

Die polnische Rattonalanleihe.

Die Warschauer Regierung ist stolz auf deii ,,Erfolg« ihrer Anleihe.
Statt 100 Millionen wurden weit iiber 300 Millionen Zlotg
gezeichnet. Ist das nicht ein Beweis für die Wirtschaftskraft, den

Opfersinn und die Zuversicht des polnischen Volkes? — so fragt man,
begeistert darüber, dafz man jetzt mit den gezeichneten Geldern nicht
nur das gefährliche Loch im Staatssäckel zustopfen, sondern dariiber

hinaus noch allerlei andere Dinge erledigen kann. Zur Begeisterung
liegt aber gar keine Veranlassung vor. Denn der Zeichnungserfolg ist
weit davon entfernt, ein Zeichen für den Opfersinn der polnischen
Bürger zu sein. In Wirklichkeit hat es sich um eine Zwangs-
anleihe gehandelt, bei der jeder, der im Verdacht stand, ein Ein-
kommen zu haben, unter einen nachhaltigen moralischen, materiell noch
verstärkten Druck gesetzt wurde. Was sollte z.B. ein Beamter
anderes tun, als Anleihe zeichnen, wenn er sicher sein muszte, im Wei-ge-
rungsfalle zu den 10 v. H. der Beamten zu gehören, die auf Grund der

neuesten Sparmafznahmen zur Entlassung bestimmt sind? Oder was sollte
ein öndustrieunternehmen anderes tun, als Anleihe zu zeichnen, da es

doch mit Bestimmtheit damit rechnen muszte, bei der nächsten Steuer-
veranlagung besonders geschröpft oder bei der nächsten Verteilung
öffentlicher Aufträge übergangen zu,werden, wenn es nicht die vor-

gesehene Rorm der Anleihezeichsnung einhielt? Es hat auch nicht an

Beschwerden aus Wirtschafts- und politischen
»Kr»e i e n über die rigorose Methode der Anleiheiverbung gefehlt. Es
ist ubrigens durchaus noch nicht sich-er, ob alle jetzt gezeichneten
Betrage auch wirklich ein gezahlt werden. Die Einzahlung braucht
nämlich nicht sofort, sondern kann in monatlichen Raten bis zur Mitte

nächsten Jahres erfolgen. Was die wirtschaftliche Bedeu-

tung des ,,Anleiheerfolges« anlangt, so fragt es sich sehr,
ob man berechtigt ist, in ihm einen Beweis für die Leistungsfähigkeit der

polnisschenWirtschaft zu sehen. Von den Beamten und- Angestellten
wird die Anleihe einfach als eine empfindliche Gehaltskürzung
empfunden, durch sie sie gezwungen werden. ihre ohnehin schon recht
bescheidene Lebensführung noch weiteren Einschränkungen zu unter-

werfen. Von der polnischen Industrie, die sich ander Anleihezeichniing
mit bestimmten Quoten zu beteiligen hatte, befindet sich ein Eeil ohnehin
in den Händen des siskus und ein anderer, ebenfalls nicht unbeträcht-—
lich-er Teil hat sich mehr oder weniger daran gewöhnt, gleichfalls von

staatlichen Subventivnen zu leben. Wenn diese Industrien Anleihe
zeichn-en, so bedeutet das im Grunde nichts anderes, ails dasz sie die vom

Staate erhaltenen Subventionen zurückgebenund dafür weitere Subven-

tionen verlangen — ein Kreislauf, der eher eine finanzielle Kom-

plizierusng als eine wirtschaftliche Belebung darstellt. Aber warum soll
man den Pole-n die steusde am. ,,Erfolg« ishrer Anleihe verderben? Es

genügt, dasz sich das Ausland über Methode-n und solgen dieses Er-
folges nicht ini unklaren ist.

Die polnische Kaufmannschast gegen die jiidischeKonkurrenz.

Der Kongresz der gesanitpolnischen Kaufmann-
schaft, der kürzlich im Thorner Artushof tagte, nahni u. a. eine

Entschließung gegen die jüdische Einwanderung an:

,,Aufzer sder Verschärfung der Wirtschaftskrise habe der polnische Handel
in Pommerellen einen weiteren schweren Schlag erhalten, das sei der

jüdischeMassenzudrang nach Pommerellen. Dieser habe ungesunde
undinhöchstemMaszeschädlicheKonkurrenzverhälts
n isse geschaffen. Der Zuflufz des Zudentums nach den Westprovsinzen
trage in hohem Masze zu dem soll alteingesesseiier christlicher Handels-
häuser bei. Die westpoliiischen Städte ähnelten in

ihrem äufzeren Aussehen immer mehr den östlichen
Städten der Republik. Ganze Stadtteile von

jüdischen Handelshäusern wären auf Kosten des

zurückgehenden polnischen Handels entstanden·« —

Die Entschließung fordert die mafzgebenden Stellen auf, entsprechend
den Möglichkeiten, die die Verfassung gebe, den Zustrom des-

Zudetntums »nach Pommerellen eiiizudäinmenj Diese
Beschränkungwird auch für die aus Deutschland einwanderndeii Zuden
gefordert.

Gefängnis siir den Prinzen von Plesz.
Vor dem Bezirksgericht in Kattowitz fand am Z. Oktober in zweiter

Instanz der Prozesz gegen den Prinzen von Plesz und

gegen den bereits aus der Pleszsrhen
« Verwaltung ausgeschiedenen

Sundikus Dr. Groll statt. Beiden Angeklagten war vorgeworfen
worden, auf dem Posten des Brauereidirektors in Cichau einen D an -—-

zi g e r St a a t s b ii r g e r beschäftigt und«dadurch gegen das Gesetz
über die Beschäftigung von Ausländern verstofzen zu haben. Die beiden

Angeklagten waren nicht erschienen. Rach kurzer Verhandlungsdauer
bestätigte das Gericht das Urteil der ersten Instanz, ivonach der P r i nz

POU Plesz zu drei Wochen Gefängnis und Dr. Groll

zu 5000 Zlotg Geldstrafe verurtei lt worden waren. Sn
der Urteilsbegriindung erklärte der Richter, dafz die gesetzmäszige
Höchststmfe 10000 Zlotu betrage, bei den Vermögensverhältnissendes
Prinzen aber auf Haftstrafe hätte erkannt werden müssen,da selbst die
bochste Geldstrafe für den Prinzen keine Bestrafung bedeute. Auf gut
deutsch heiszt das: Die Polen ändern, sofern es sich um einen Deutschen

handelt, die Gesetze, wie es ihnen beliebt. Bei diesem Urteil gegen den
Prinzen von Plesz hat wohl der Geltungsdrang polnischer Gerichts-
lakaien, die sich gerne damit rUhMEIJIII-echtemeinen deutschen Prinzen
ins Gefängnis geschickt zu haben, eine wesentlicheRolle gespielt. öin
übrigen ist das Urteil gerade im gegenwärtigenAugenblickebesonders
bemerkenswert, da es ein bezeichnendes Licht auf die Auffassung wirft,
die man in Polen von der Verständigung mit Danzig hat. Izn dem-

selben Augenblick, in dem Danzig den Polen innerhalb seines Hoheit-s-
gebietes freiwillig jede wirtschaftliche und kulturelle Betätigungss
möglichkeit einräumt, wird ein deutscher Unternehmer von polnischen
Gerichten zu Gefängnis vierurteilt, weil er einen Dsanziger Staats--
angeshörigenin einem seiner Betriebe beschäftigt.

Die polnische Berfassnngsteforinz
DieArbeiten an der potnischen Verfassusngsreformscheinen vor dem

Abschlufz zu stehen. Einige der wichtigsten Änderungen,die vom Bek-

fassungsausschusz beschlossen worden sind, sind folgende: Zunächst sollen
Personen, die das 70. L e b en sja h r erreicht haben, von jeder par-

lamentarischen Tätigkeit ausgeschlossen werden. Der e n at soll d e In

S e j in nicht nur gleichgestellt, sondern in gewisser Hinsicht sogar iib er -

geordnet werden, indem der Senatsniarschall und nicht wie setzt
der Sesmmarschasll als Vertreter des Staatspräsidenten zu gelten hat.
Die Wahl des Staatspräsidenten hat nicht, wie ursprüng-
lich geplant war, durch Violksabstimmung, sondern d urch ein e aus

so Mitgliedern bestehende Rationalversamniluiig,
die aus je 40 Vertretern des Sejms und des Senats zusammengesetzt
sein soll, zu erfolgen. Sollte die Rativnalversammlung einen anderen

als den durch den Staatsprässidenten vorgeschlagenen Kandidaten

wählen, dann wird die endgültige Entscheidung durch Vo l·k s-

a b st i ni m u n g herbeigeführt werden. Die bisherigen B e f u g n- i s e

d e s St a a t s p r ä s i d e n te n sollen in gesetzgeberischer Hinsicht
stark erweitert werden. Es soll ihm danach»das Recht zu-

stehen, Gesetze zu veröffentlichen, die erst zu einem spateren Zeitpunkt
dem Parlament selbst zugehen werden. Gewiss-!Gesetze. namentlich
wenn sie miliitärischeDinge oder Friedensverträge betreffen, können
vom Staatspräsidenten a u ch o h n e G e g e n«ze ich n n n g de s

M i n i st e r p r ä s i d e n t e n oder der einzelnen Minister erlassen,viel-

mehr unterzeichnet werden. Die Regierung läszt die Gesetze iin Gegen-
satz zur bisherigen Ordnung e n t w e d e r dem Sejm o d e r dein Senat

zugehen. Wie ferner verlautet, sollen auch noch andere Gesetze als

ergänzende Bestimmungen zu der neuen Staatsverfassung verabschiedet
werdens l. ein Gesetz iider ein neues Recht siir verdiens -

volle Bürger, 2. eiiie neue Wahlordnuiig für Sejni und

Senat, Z. ein Gesetz über die Wahl des Staatspräsidenten
und 4. ein Gesetz über das St a a t st r i b u n a l. Ein besonderes
Merkmal dieser die Staatsverfassung ergänzenden Gesetze wird darin

bestehen, dafz sie im Gegensatz zur eigentlichen Verfassung v o m P a r -

lament mit gewöhnlicher Stimmenmehrheit abge-
ä n d e r t werd-en können.

51 Lehrstühle an polnischen Hochschulenaufgehoben.

Dsie schvn vor einiger Zeit angekündigte Verordnung des polnischen
lMinissterratsüber die Umgestaltung an den Hochschulen und Ein-

schränkungder Zaihl der Lehrstühle ist nunmehr im Gesetzblatt ver-
öffentlichtworden. Es werden zwar nicht 56 Lehrstühle aufgehoben, wie

ursprünglich v-erlasutete, immerhin beziffert sich die Zahl der zur

Aufhebung bestimmten Katheder auf Il. Die Po-
sener Universität verliert dabei 10 ihrer Lehrstühle-,u.a. das Ka-
theder für Hygiene in der medizinischensakultät, fiir neuere Geschichte
und für Geschichte der Philosophie in· der humanistischen Fakultät und
den Lehrstiihl fiir Verwaltiingsrecht in der juristischen Fakultät. Die
weitgehende Einschränkung an den Hochschulen wird bekanntlichoffi-
ziell mit der Rotwendigkeit von S p a r m asz n a h m e n begrundet, in

den Kreisen der Opposition wird indessen die»Meinung vertreten, dasz
die Regierung bei dieser Gelegenheit auch die Beseitigung der

oppositionell gesinnten Hochschullehrer im Auge hat
und in erster Linie die von diesen eingenommenen Katheder auf-
heben will.

Erich Kästner nnd die ,,Gazeta Warszawska«.

ön Warschau ist ein Buch von E r i ch st ii er, einer literarischen
Gröer des gestürztenSystems, in Polnischer Ubersetzung erschienen. .Wa»s
wir an Kästner »verloren«haben. das zeigt eine Besprechung, die die

,,Gazeta Warszarvska« diesem Buche — es handelt sich um

Kästners Roman ;,8abian«— widmet. »Der Autor dieses Buches« —-

heifzt es — ,,ist ein bekannter Gegner der Hitlerbewegnng Um so

iiiteressanter ist seine Meinung über das Deutschlandvon gestern-POSEk

doch bestimmt nicht zu konipromittieren beabsichtigt hat.»’Die kasse
käuflich,die Jugend voller Sikespsis,das Volk ohne Ideale, in der Politik
nur ein Grundsatz: Zgniisnius, Relativisinus und Sittenveksolhder-alle

Institutionen vernichtet und nur eine Einrichtung, dg§OffellkllrheHause
unversehrt läfzt, — das ist das gestrige Deutschlandzwie es der.,.da»bian.

schildert. Der so unterrichtete Leser beginnt an die Yotwendigkxitder

grundlegenden Änderung auf moral«ischen·1,verfassungsmafzigemund

politischem Gebiete zu glauben und·den Sinnnder Hitlerbervegungals

einer natürlichen Reaktion auf diese EBerhaltnsse zu begreifen . »
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öii dein Buche ist viele kalt zubereitete Pornographie. Wir wollen

nicht annehmen, dafz dies die einzige Veranlassung war, das Vuch,
dessen Aktualität schon stark verhsallt ist, ins Polnische zu übersetzeii«.
Soweit die ,,Gazeta Vzars«zawska«.Erich Käiftner hätte es sich wohl
nicht träume-n lassen. dafz seine literarischen Produkte für Hitler Pro-
paganda machen würden.

Polizei gegen deutsche Vuchhandlungen.
In Vromberg wurden die dortigen deutschen Vuchshaiidlungen von

der Polizei nach ,,staatsfeiiidlichen Schriften« durchsucht. Die Polizei
beschlagnahmte dabei verschiedene Bücher-, u. a. das Buch »Mein
Kampf« von Adolf Hirten

Zusammenschlufzder deutschen Sportvereine in Ost-0.- .

Nach erfolgreichen Vorarbeiten ist dem Deutschen Volks-
bund in Kattoswitz eine Abteilung für Sport und·Korper-
kultur eingegliedert worden« Diese Abteilung hat die Aufgabe,
alle deutschen Sport-; Turn- und Körperkiisliurvereine in Oftober-
schlesien zusammenzufassen Erfolgversprechende Verhandlungen auf
diesem Gebiet sind bereits im Gange. Nachdem auf dem Berufsgebiet
durch den Jiisaimmensschlufzder deutschen Gewerkschaften»Ja einer Ar-

beitsgemeinschaft eine Einigsung der deutschen Berufsstaiide in Os-
oberschlesien erfolgt ist, ist dort nunmehr auch auf dem Gebiete des
deutschen Sports ein Jusammengehen aller deutschen Sportvereine
gesichert.

Grundsteinlegung fiir eine neue deutsche Schule in Dirschau.

Ln Dirschau fand dieser Tage die Grundsteinlegung
der neuen deutschen Schule durch den 1.V-orsitzen-den des

Deutschen Schulvereins, Direktor Lietz, statt. Bekanntlich war das

frühere deutsche Prioatggmnasium in Dirschau von den polnischen Ye-
hörden mit der Begründung geschlossenworden, dasz das Schulgebausde
iden baupolizeilichen Bestimmungen nicht genüge.

Deiitschesthepaarüberfallen.
Auf den Heim-wart des Deutschen V-olksbund-Heims in Alt-Be-run

bei Mgslowitz, den Invaliden Sichniowski und seine
Zr a u ivurde kürzlich in den späten-Abendstunden ein b e«woffne-te r

tiberfall von Aufständischen unternommen, die dem Hei-m-
wart und seiner Zrau Nevolver vorhietten und die Herausgabe der im

Heini befindlichen deutschen Bücherverlangten Als ihrem Wunsche
nicht entsprochen wurde, fafzte einer von Ihnen die sraii am Halse,
würgte sie und versuchte-, ihreinen Knebel in den Mund zu stecken.
Der Heim.wart, der feiner srau zu Hilfe kommen wollte, wurde eben-

falls von den Eisnsdringlingen mifzhandelt Die Aufständischen brachen
dann die Cür zu dein Schrank auf, in dem sich die deutschen
Bücher und Zeitungen befanden, rissen die Bücher heraus
und warfen sie iii niitgebrachte Säcke. Während der ganzen Seit
wurden die tiberfaslleiien durch Nevolsver in Schach gehalten. Als die

Aufsiandischen das Haus verlassen hatten, nahm der Heim-wart die
Verfolgung gemeinsam mit einigen anderen Deutschen, denen er den
Vorfall in Eile mitgeteilt hatte, auf, aber vergeblich. Darauf begab
er sich in Begleitung mehrerer Deutscher zur Psolizeiwache nnd er-

suchte den diensttuenden Polizeibeamten um Aufnahme eines Pro-
tokolls. Diesem Exsuchen entsprach der Beamte anfangs nicht, mit
dem Bemerken, dasz er für die Aufnahme des Protokolls einen
anderen Beamten aufsuchen iniifzte.

Schlieszung deutscher Schulen.

ön Hohenfelde im Kreise Vsromberg hat- die Politische
Schulbehörde auf Antrag des Osrtsschsulraies die Schliesfzungder deut-

schen Voslksschulklasse versügt. Die-se Schliefzusngbedeutet einen glatten
Verstosz gegen die geltenden gesetzlichen Bestimmungen, da die Kinder-

zahl aufzer »den 20 Gastkindern noch für das neue Schulsahr 42 betrug.
Die polnische Klasse, die noch nicht einmal von 20 Schülern besucht
wir-d, ist dagegen bestehen geblieben. Der Ortsschulrat von Hohen-
felde hat seinen Antrag damit begründet, dafz zwei Schulen aus

finanziellen Gründen nicht bestehen bleiben könnten. Man hat sich also
über die Wünsche der deutschen Eltern völlig hinweggesetzt, obwohl
zwei Drittel der Schüler der Gesasmtschule der deutschen Minderheit
angehören. Seitens des Deutschtums ist sofort Beschwerde eingelegt
worden, diese-n durch nichts gerechtfertigten Willkürakt einer unter-

geordneten polnischen Schuilbehörde zu annullieren.

In dem Städtchen Jdung, Kreis Krotosxhim sind seit einiger
Zeit etwa 60 deutsch-evangelische Schulkinder ohne
jeglichen deutschsprachigen Netigionsunterricht.
Die Kind-er« sind auf die Klassen der polnischen Volksschule verteilt.
Da sie der polnischen Sprache vielfach überhaupt nicht mächtig sind,
können sie naturgemäfzdem Unterricht nicht folge-n. Einem Antrag der

deutschen Eltern auf Juteilung eines evangelischen Lehrers ist bisher
nicht stattgegeben worden.

Das Ende der Bromberger Industrie- und Handelskammer.

Auf· Beschlufz des Ministerrates wird die Bromberger In-

dustrie-s und Handelskammer am t. November liqui-
diert. Das Tätigkeitsgebiet der Kammer wird unter die Industrie-
uiid Handelskammern von Posen und Gdingen aufgeteilt. sür
die Durchführung der Liquidationsformalitäten ist eine zweimonatige
Frist bis zum 1.Januar festgesetzt word-en.

«

GsterreichischwolnifcherZaudelsvertrag
Von den Handelsvertrdgsverhandlungen,die Polen seit längerer

Zeit intit einer Reihe DOU Staat-Itskehrt, haben diejenigen mit öfter -

reich jetzt zu eiinem ,,bsei-deCeile befriedigenden Ergebnis« geführt.
Elf Monate lang haben Wien und Warschaumiteinander verhandelt.
Dass »He lange Zeit fast aussichtsloserscheinendenVerhandlungen jetzt
zum Abschluszgekommen Jlrld, llk OUf dle Tatsachezurück-zuführen,dafz
Polen am ll. Oktober lejth USUNIZolltarlf in Kraft treten läfzt, der

die Einfuhr CU5«0»U»MLAUVDVJLmlt denen keine Handelsverträgebe-

stehen, mit prohlhsltlvell ZOUIOHM belegt Olrerreichkam es bei den

Verhandlungen vor allem darauf an, von Polen fur gewisse Industrie-
ausfuhrartikel Vorzugszolle ZU erhOltenund im Rahmen des

«

außerordentlichhohen neuen PolnlschkjlZollkarxsseinzelnen seiner Aus-·
fuhrgüter niedrigere Ver»tra gszolle zu sich-ern. Polen seinerseits
wollte seine Positionen fur K o h l e und g i- a r p r o d u k t e auf
dem österreichischenMarkte verbessern. Hm Lauf-e ·derVerhandlungen
trat als solge dser über österreichverhangten reichsdeutschen Reise-
sperre die Frage des polnischen Neiseverkehrs nach
Osterteich stark in den Vordergrund: Die Verhandlungenführten
zunächstini sebruar d. zum Abschlufz eines Vertrages, in dein Oster-
njch fij gewisseKontingente von öiidustrieartikeln Vorzugszolleein-

geräumt wurden, und zwar »sUkSchuhe- ClekkromalkbknemVleche,
sohlenleder, Papier unsd gekammte Baumwolle Praktischen Nutzen
hatte OskekkgzkhVon diesem Bei-trage bisher fed«och»nsichtzdenn er trat

nicht iii Kraft, da andere, vson Polen meistbegunstigteStaaten gegen

die Osten-sich zugesagten Zonpräferenzen Einsprucherbeben- Nunmehr
wurde auch in den übrigen stagen eine .C«llt«lgllllg«2rzlelk-POIEU ge-

währt österreich, soweit bisher bekannt ilk, fUr bplilMMkOWOIJFUVer-

tragszölle, die nur zum geringen Teil eine Ermäfzigung gegeiiiiberden

bisherigen Sätzen bedeuten, iiii übrigen aber niedriger ·als die Satze des

jetzt in Kraft getretenen neuen Carifes sind. Angesichtsder äiiszerst

geringen Aufnahmefäbsigkeitdes polnischen Marktes bringt der Han-
delsvertrag fiir österreich also nur rechtproblematischeVorteile. Auch
auf dein Gebiete des scemdeiiverkehrs ist es initden Erfolgen öster-
wjkhs nicht allzu weit her. Wenn wirklichdie»eininent·hoheii»polni-

RenPafzgsebiihren fur die AiisreisenachOsterreich auf ein ertragliches
-

afz herabgesetzt und daruber hinaus noch andere Neiseerleirhtes
rungen geschaffen werden — wer kann von Polen heute schlieleiih »zu
seinemVergnügen schon nach Ostserreichreisen? Ausfder anderen Seite

aber hat Polen sich offenbar greifbarere Vorteile gesichert. öfter-,

reich hat die Einführmsögliihkeitenfür polnsische Kälber, Schweine und
Eier erwesitertz insbesondere aiber hat es den Anteil der poslnischen
an der Gesamtkohleneinfuhr von 44 v.H. (i.J." 1932) aus 65 v.H.
erhöht; die-se Bevorzugung der polnischen Kohle geschieht auf Kosten
der tsch-echischen·unddeutschen Kohle, die im vergangenen Jahre an der

Kohleneinfuhr österreichs mit 44 bzw. 17 v. H. beteiligt war.

über den Handelsverkehr zwischen Osterreich und Polen in· den

letzten 10 Jahren gibt folgende itbersicht Auskunft (na:h der oster-
reichischen Handelsstatistik in Millionen Schilling):

Einfuhr Ausfuhr Ein-fuhr- Einfuhr Ausfuhr Einfuhrs
" ubersuberschufz ·

chllfå
1923 17 i ,2 128,8 42,4 1928 300,7 123,2 17 t ,5
1924 259,0 194,Z 64,7 1929 291,5 107,I 184,4
1925 248,5 164,4 84,1 1930 217,0 83,5 IZZ,5
1926 252,4 73z0 179,4 1931 178,Z 57,4 120,«2
1927 269,7 105,8 163,9 1932 105,8 33,3 72,)

Demnach ist der österreich-issch-pol-nsisscheHand-e-lsverkehr,der sichim Jahre

1924 auf 453,3 und im Jahre 1928 auf 423,9 Mill. Schillsingbelaufen

bat, im vergangenen Jahre auf 139,1 Mill. Schillingzur-umgegangen.
österreichs Handelsbilanz war gegenüber Polen standig stark passiv.
Von 1926 bis 1932 war die österreichischeEinfuhr aus Polen stets-

mehr als doppelt so hoch als die österreichischeAus-fuhr Nach PlPlMs
Im Jahre 1932 führte österreich dem Werte nach mehr als dreimal
so viel Waren aus Polen ein, als ihm eigene Erzeugnissevon Polen
abgenommen wurden. Der Wunsch öltrrrelchs dkelePalllplkat sOMSV
Handelsbilanz im Verhältnis zu Polen durch die Heran·z·lel)I·Mgdes

steindeiiverkehrs aus Polen auszugleichen, ist sehr verständlich.·0b
der jetzt abgeschlossene Handelsvertrag geeignet ist, Osterreichs
handelspvlitische Lag-e gegenüberPolen zu bessern,mulj vorerst noch
zweifelhaft erscheinen. Die»oster·reichischePosition am Verhandlungs-
tisch wäre sicherlichwesentlichgünstigergewesen, wenn sich die Wiener
Regierung nicht den Luxus einer feindlichen Haltung gegenüber
Deutschland leisten würde. Die Regierung Dollfufz hat sich bei den
Verhandlungen mit Polen des Vorteils begeben. den ein gutes Ein-

vernehmen mit dem Deutschen Reiche ihr zweifellos gewahrt haben
würde. Polen hat diese Schwäche der österreichischenPosition natur-

lich auszunutzen verstanden.
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Der polnische Ausstand in Posen.
19.. Fortsetzung.

Seit dem Eingreifen von Gerlarhs war die Angelegenheit des

Grenzfchutzes heillos verfahren. Roch hatten das Kriegsministerium,
vor allem aber das Große Hauptguartier und später das General-
oberkonimando Ost den Willen, den Ausstand in Posen durch eine ver-

stärkte inilitärifche Vesetzung zu verhindern. Der spätere Minister-
präsident Braun soll sogar dem Staatsfekretär von Gerlach in dein

Miiiisterrate schwere Vorwürfe wegen feiner falschenBerichterstattung
gemacht haben. Leider kam das zu spät. Durch die Berichte Gerlachs
war ein fchnelles Handeln zurückgestelltworden. Die Polen gewannen
Zeit zu entscheidenden Vorbereitungen. Gewiß gab es damals in der

sozialistischen Regierung überall Männer, die der Aufstellung des

Grenzschutzes soivie einer verstärkten Besetzung Posens feindlich
gegenüber standen. Gerlach aber stand in einem entscheiden-den Referat.
Sein Wort und feine Aiisrhauung mußten sieh nachteilig auswirken.

Wie sehr sich die Polen durch sein Verhalten ermuntert und ge-

stärkt fühlten, zeigte sich bald. Am 24. November veröffentlichte das

Große Hauptquartier einen Aufruf an alle S.-Räte des Heeres, Frei-
willigenverbände für den Grenzschutz Ost zu bilden. Sofort beantragte
der Polnische Oberste Volksrat bei der Regierung eine Aussprache
über die Aufstellung des Grenzschutzes. Sie fand am 29.Rovember in
Berlin statt. Außer den Regieruiigsftellen nahmen an ihr die Ver-

treter des Polnischeii Obersten Volksrates und des Generalkommandos

sowie des Oberpräsidiums in Posen teil. Der Deutsche Voslksrat aus

fPosen fehlte. Man hatte ihn wiederum absichtlich übergangen.
Die Polen stellten folgende Forderungen:
l. Zurückziehung fremder Eruppenkörperund Ersatz durch Soldaten

ideutscher und polnischer Nationalität aus der Umgebung.
2. Unterstellung dieses Grenzschutzes in der ganzen Provinz unter

das Posener Generalkommando.

Z. Allen Generalkonimandos im Osten sollen Vertreter der politischen
Bevölkerung als Beiräte beigegeben werden.

4. Der Berliner Zentrale des Grenzfchutzes sollen polnische und

deutsche Vertreter aus Posen beigegeben werden. Der polnische Ver-
treter wird voin Politischeii Obersten Bolksrat präsentiert.

5. Den Oberpräfidien in Posen, Breslau, Danzig und dem Regie-
rungspräsidenten in Allenstein sind polnische Veiräte zu geben, die
durch den Polnischen Obersten Volksrat gewählt werden.

Wenn wir der polnischen Presse Glauben schenken können, so er-

hob sich von der Vertretung der militärischenwie der Verwaltungs-—
behörde in Posen kein Widerspruch gegen diese Forderungen. Die

Regierung in Berlin nahm sie zur Erwägung entgegen. Die polnische
Presse berichtete, daß die Vertretung den Eindruck gehabt habe, als
wenn die fozialsistifche Regierung mit den Forderungen einverstanden
gewesen wäre, doch die militärischen Behörden hätten scharf gegen sie
sangekämpft (,,Dz-iennik Poznanski« Rr.277 vom Z. Dezember 1918.)

Der Kampf um den Grenzschutz ging in gesteigerter Heftigkeit
weiter. Die Polen fühlten, daß die Aufstellung dieser Cruppe der

wirksamste Gegenzug gegen ihre Pläne werden müsse und suchten
sie durch alle möglichen Mittel zu verhindern. Sollte das nicht
möglich sein, so wollten sie die Besetzuiig der Provinz Posen zu
vermeiden oder wenigstens so viel wie möglich zu verzögern suchen.
öhr Presse aus dieser Zeit strotzt vor Angriffen gegen den Grenz-
fchutz. Dabei werfen sie alles bedenkenlos durcheinander. Vielleicht
geschah das gar mit Absicht. Oberkomniando Ost, Generalkommando,
Heimatschutz, Grenzsch-utz, in der Demobilisieruiig begriffene Cr-uppen-
teile, Reste aktiver Heeresbestände, vorgeschosbene Cruppen des
II. Armeekorps, dem II· Arineekorps zugeteilte Cruppeii, längst
entlassene Militärpersonen: Alles das wirbelt bei ihnen durcheinander.
Rimmt man noch dazu, daß es auf polnischer Seite die Bürger-
ivehr, den Wachs und Sicherheitsdieiift, »die militärische Organi-
sation« und darüber hinaus in der Provinz in der Organisation
begriffene neue polnische Cruppenkörper gab, so kann man wohl
verstehen, daß die übersicht nicht leicht war. In dieser oft künstlich
erzeugten Verwirrung machten sie ihre politischen Geschäfte. Alle

die-se Verbände gingen in Feldgrau, also in der deutschen Militär-
uniform. Die polnischen Truppenteile trugen dazu noch den pol-
nischenAdler»als Hoheitszeichesnund die polnischen Farben. Äußer-
lich durch diese Abzeichenund innerlich durch den künstlich ge-
steigerten Haß gegen die deutsche Wehriiiacht schieden sich bald zwei
»eerlager voneinander ab, das polnische, das mit allen Mitteln

fieberhaft ausgebaut wurde, und das deutsche, das durch allerhand
. Maßnahmen·derRegierung gehemmt, irregeführt, verdächtigt und

durch die sozialisstifcheRevolution fortgesetzt zerfetzt wurde. Schon das
Fehlen der Kokarden und die abgeschnitteiieii Arhselftücke verrieteii,
daß die deutschen Angehörigen des Militärs der Diszipliii entbehrten
und iin Abbruch standen.

Es ist --micnicht möglich,aufzuweisen, was auf deutscher Seite an

Trupp-enteilen noch vorhanden war und wo und wie die Foriuativiien
Verwendung fanden. Das könnte mit einiger Sicherheit nur durch
genaue Durch-ficht der Akten der Generalkoniniaiidvs und des Ober-
kPMMCUPOSolk geschehen Diesev Arbeit steht noch aus-· Sie- ist-für
die vorliegenden-Ausfuhrungenweniger--iiotivend-ig,——-da—-fiedas Eud-
krgebnis und das Endiirteil so gut wie gar nicht beeinflussen kann.

Von Hermanu Pischke.

Rath der Schrift von Lamla (Lamla, der Ausstand in Posen, Berlin
1919, Seite 19 und 20) hat kein Freiwilliger des Grsesnzschutzesvor

dem Aufstande Posener Gebiet betreten. Bei dieser Behauptung
stützt er sich auf amtliches desutfches Material. Das muß zum rniisndesten
für den Bereich des 5.Armeekvrps zutreffen, da selbst der polnische
Oberste Bolksrat trotz aller Aufregung in der Presse in seinem Tele-

gramm vom 9. Januar an Herrn von Gerlach es nicht wagt, die An-
fchsuldigung zu erheben. Er fchräsnkt sie auf das zweite und sechste
Armeekvrps ein. Für diesen Bereich dürften die polnischen Angaben
aber als völlig unzuverlässiggelten, da ihnen ein Einblick in die amt-

lichen Ausweife fehlte.
öm übrigen wickelten sich die Ereignisse wie folgt ab: Auch auf

dem Ceilgebietslandtage in Posen vom 2. bis 6. Dezember beschäftigen
sich die Pole-n eingehend mit dem Grenzscthtz. Sie wenden sich in einer
Entschließung an die Feindbundmächte und fordern von ihnen ,,schl«eu-
nigen Schutz« und Beistand gegen das Militär, das unter dem Vor-

wande, die Grenze zu schützen,ihnen auf den Hals geschickt würde.
Zugleich erbitten 'sie, die Entsendung einer Vertretung zu ihrem
Schutze. Auch hier ist die Bezeichnung ,,H(eimatschutz«oder ,,Grenz-
fchutz··vermieden. Am 12. Dezember aber stellt der polnische Oberste
Bolksrat der Presse längere Ausführungen zu dem Thema: ,,G«renz-
schütz«zur Verfügung, in denen er sich mit großer Schärfe gegen die

Grenzschutzbewegung wendet, die er reaktionär, antirevvlutionär und

antipolnifch nennt. Er teilt dar-in eine Depesche mit, die er am 9. De-

zember an sein-en Vertrauensmann im Ministerium des Innern in

Preußen, also an den Unterstsaatsfekretär von Gerlach, nach Berlin
richtet. Sie hat folgenden Wortlaut:

,,Uiigeachtet aller Vorstellungen des Generalskommandos schickt uns

das zweite und sechste Geiieralkommandv Abteilungen des Heimat-
schutzes auf den Hals. öii Witkowso hat der Führer des Heimat-
schutzes die A. und .S.-Räte beseitigt und die Diktatur verkündet.

Die Stimmung ist beunruhsigend, weil das fremde Soldaten sind.
Die hiesigen Soldaten, besonders die polnischem werden gesetzwidrig
in Stettin behalten und man läßt sie nicht nach Hause. Wir fordern
die sofortige Beseitigung der fremden Soldaten aus den Heimatschutzs
abteilungen und die Beseitigung der Führer. Wir erwarten teles

graphischesn Bescheid. Wenn dieser Bescheid nicht bis morgen abend

eintrifft, werde-n einige Kreise Lebensmittelversorgung einstellen. Der
Oberste Bolksrat.« .

Auf dieses unverschämte Ultiinatum mit eiicier offenen Kampf-F
ansage beeilt sich von Gerlach, iii der geforderten Frist, also bis Abend
des 10.Dezember, eine Antwort zu gebeu. Sie heißt:
»Aber die Vorgänge in Witkowo hat inir am Sonntag ein dorthin

entsandter Vertrauensmann berichtet. Die Beseitigung der Veamteii,
sowie der A.- und S.-Rät-e wurde sofort rückgängig gemacht. Auf
Grund des Berichts über die Witkowoer Vorgänge habe ich gestern
vom Kriegsministeriumdas Erliassen genereller Weisungen für die
Osfiziere im Osten gefordert, die dortige libergriffe ausschließen
würden. Auf Grund ihres heutigen Celegramms habe ich sofort bei«
der Reichsregieriing eine schleunig-e gemeinsame Sitzung mit allen

interessierten Znstanzen beantragt zwecks endgültiger Regelung der

Heimatschutzangelegenheit.
öch bitte dringend, bis zum Ergebnis dieser Sitzung keine Maß-

nahme msit unberechenbaren Folgen zu treffen, besonders die Ver-»-
sendung von Lebensmittel-n nicht einzustellen. Am Sonnabend werden

Minister Hirsch und ich nach Posen kommen zwecks mündlicher Ver-

handlungen.«
.

Dieser Telegrammwechssel ist sehr bezeichnend. Der polnischeOberste
Bolksrat fordert und droht. Von Gerlach beeilt sich zu erfullen und
bittet dringend. liber den richtigen Stil in solchen Angelegenheiten
versügt er nicht. Das gilt natürlich aiich für das Ministerium des
Innern sin Preußen.

Der angekündigte Besuch kam. Diesiiial verhandelte man in
einem größeren Kreise. Von der Berliner Regierung waren ver-

treten: Der MiiiistserpräsidentHirsch, der Minister des Innern Ernst,
von Gerlach, Landrat Löhrs und asls Vertreter des Krsiegisnisinsistecs
Major Willisen. Ferner waren anwesend die Regierungspraftdenten
aus Vromberg und Posen und der General von Schsimmelpfennigals
Vertreter dies stellvertr. K·ommand. Generals. Von dein poliiischen
Obersten Volksrat nahmen an der Verhandlung teil der Prälat
Adamfki als Vorsitzender, Korfanty nnd der Rechtsanioalt Cramp-
czgnsksi. «

"

Die Verhandlungen drehten sich»in der Hauptsache um den Heimat-
schiitz oder Grenzsrhsutz. Sowohl die Regierung ivsiie die polnische Seite

haben über die Verhandlungen kurze Berichte an die Presse gegeben.
Rach deni Bericht des Kurier Poznanfki vom ts. Dezember Ists
Rr.290 hätten die Polen der Regierung vorgeivorfei1, daß sie ihr
Versprechen bezüglichdes Heimatschutzes nicht gehalten habennd nUk

passiveni Widerstande gedroht. Als der Major Willifen diese An-

fchuldigung zurück.wies,gab der Prälat Adamsfki im Namen der an-

wesenden Polen die Erklärung ab, daß die Zusammensetzungder Ver-
sammlung den politisch-en Vertretern weitere Verhandlungen in einer

Reihe von Fragen unmöglich mache, weil san der Versammlungein

überwiegender Teil von Vertretern des alten Systems teilnehme, die
die neuen Verhältnisse nicht verstehen könnten. In nAnbetrachtdessen
müßten sie die Konserenz für zivecklos halten nnd wurden weiter nicht
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mehr an ihr teil-nehmen.Zu Verhandlungen mit der Regierung seien
sie bereit.. ön den«nun folgendenAusesinandersetzungeneinigte man

sich schlieszlichauf eine Erklarung, die der MinsissterpräsidentHirsch in

der Schluszoerhansdluiig am Sonntag, sdem 15.Dezember, verlas.

Sie lautet:

»Die Regierung hält einen besonderen Heiniatsrhutz für die Provinz
Posen nicht für nötig. Dagegen ist ein Grenzschutz unbedingt erforder-
lich zur übernahme des Ostheeres und um die Ausfuhr von Lebens-
mitteln zu verhindern. Der Grenzsrhutzist von den bodenständigen
(d.h. den in Friedenszeiten in demselben Bezirk garnisvnierenden)
Truppen unter Kontrolle der Soldatenräte wahrzunehmen· Eine an-

ordnende Gewalt steht den Soldatenräten nicht zu· Die z.Z. noch in
der Provinz befindlichen Truppen aus fremden Bezirken sollen sofort
zurückgezogeniverden,»sobal-dsCruppeiiaus den zuständigen General-
kommsandos zur Verfugung stehen, die sich aus den dieiistpflichtigen
Iahrgängen und sreiwilligen zusammen-setzen.«

Diese Verhandlung zeigt mit erschreckender Deutlichkeit, wohin die

falsche Politik der preuszischen Regierung bereits geführt hatte. Die

stete Rachgiebigkeit hatte den Polen den Mut gegeben, sich mürrisch
den Verhandlungen zu entziehen, wenn sie ihnen nicht paszten. übrigens
kam trotz alledem die preuszische Regierung wiederum auf der ganzen
Linie entgegen bis auf einen Punkt, in dem die Gegensätze unüber-
brückbar waren. Die Polen forderten, dasz der Grenzschutz sich nur

aus Soldaten zusammensetzen dürfe, die in der Provinz ausgehvben
wären. Dem konnte die Vertretung des deutschen Miiiisteriiims nicht
beistinimen. Hier wird ein Misztrauen deutlich sichtbar. Man kam

überein, dasz der polnische Oberste Bolksrat über diesen uiigeklärten
Punkt eine Eingabe an das Staatsministerium machen sollte. Das ist
asuch am folgenden Tage, dein 16.Dezember geschehen.

Her-r v.Gerlach ist in diesen Verhandlungen für die Offentilichkeit
nicht sichtbar geworden. Er verschwand hinter seinen Vorgesetzten.

Zu glelkher Zeit wandte sich der polniische Oberste Volksrat an
den Kongresz der A.- und S.——Räte,der am 16. Dezember in Berlin

tagte. Das Schreiben hat folgen-den Wortlaut:
«

—

»Der Bollzugsausschusz Posen sendet der Reichskonferenzherzliche
und brüderslicheGrüsze mit dem Wunsche einer gedeihlichen Arbeit fiir
.das.gelam·teVolk. Wir erbitten gleichzeitig die Hilfe der Reichs-
konferenz in folgender Sache:

Der VOUZUASOUSIVHUBPolen hat sich mit allen Kräften bemüht-, die

Ruhe und Ordnung im Posen-er Lande aufrechtzuerhalteit, was auch
von der hiesigen Bevölkerung, der politischen sowohl als auch der

deutschen, anerkannt wird. Trotzdem sind gegen unseren Einspruch
Heimatschiitz- bzw. Grenzsrhntztruppen im Auftrage der Berliner
Reichsregsierung zum Teil mit Ausweisen des Berliner Bollzugsrates
nach der Provinz entsandt worden, die sich nachiveislich zahlreicher
libergriffe schuldig gemacht haben. Eine neue Verfügung des Kriegs-
ministeriums verlangt AiiiverbungZreiwilliger für das Ostheer. Vom
Arbeitsnachiveis werden Arbeitslose an die Werbebüros verwiesen.
Grenzjchntz und Osthseer bedeutenschwereGefährdung des Friedens. So-

fern die WahlmhmefszXUOGEIIlie»35ell110tsrl)utz,Grenzschutz oder Ostheer
heiszen, nicht unverzüglichruckgangstggemacht werden, lehnen wir die
Verantwortung für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung ab

nndbmüssen für
die entstehendetl Folgen die Anstifter verantwortlich

niac en.«

Der Kongresz der A.- und S.-Rate- in»Bei-linwar aber unter-

richtet. Er fiel auf dslsehektllsheliUnd bVUdeVllxhenGrüsze, die gar nicht
bestehende Beziehungen VOTkaUlkheUlenken, leht herein. Die Volks-

beauftragten Ebert und Landsberg hatten die Notwendigkeit des

Grenzschutzes begründet und·ihreBelbehaltunggefordert. Der Kongresj
schloszsich ihnen VOIl«OU·DlePOlPUhOMUdtkCntlkheidungmit groszer
Unruhe erwartet. Sie waren iiaturlich durch Ihre Kiundschafter auf das
beste unterrichtet. Sie richteten sofort»ein Telegramiiian die Volks-
beauftragten Barth, Ebert und Hause, in dein sie gegen die Beschlüsse
protestierten. Das Telegrainm heiszt:

»Aus den Zeitungsberichten überdie Reden der Bolksbeauftkagtgn
Barth und Ebert auf dein Kvngreszder A.- und S.-Räte geht hervor,
dasz das Kabinett, durch Beweggrundeder nationalen Ehre veranlaßt,

ur Verteidigung der deutschen Bevolkerung gegen angebliche poslnische
andeii und zu dem Zwecke, polnische Gsebiete»n»icht.ohne.Widerstand

jedem Cindringling herauszugeben,ganz einniutig die Bildung eines

Grenzschutzes beschlossenhat. Wir ethebel1 kOkkWitlgeUC’!k!lPkUl’l)gegen

Maßnahmen, die unter dem Deckmantel der deutsch-ennationalen Ehre
die ersehntenpolnischen Bestrebungen unterdrsurkell sollen, gegen die

unwahren Nachrichten von der Bedrohung der deutschen Bevollcerung
durch die Polen. Eindringl-iiige, die die Ruhe UND·Ordnung Unsere-s
Landesteiles stören könnten, wird- die hiesige Bevdlkeruiig allein ab-

zuwehren verstehen. «

In den polnisscheit Landesteilen haben die Polen bisher nirgends
die Ruhe und Ordnung gestört. Wir- protestieren gegen die Besetzung
Unserer Landesteile durch den deutschenGrenzschuth-da-»ivirdarin ein

Vorgreifen der Beschlusse des Sriedenskongresses mit Hilfe der Macht
erblicken. »

.- .-

"

"«

·T:—
— I

·

s
.-

«

,- ,

Wir erheben tatkräftigenEinspruchgegeiidie Pogrome der Polen
in Danzig, wir machen dafur die Reichsregiserungverantwortlich und
fordern völligen Schadenersatzsur die durch die Vorfallebetroffenen
polnischen Opfer.

«
,

.

Das Komniissarmt des OberstenVolksratst
Poszioinskig Korfantm Geistl, Adamski.«
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Das war die letzte grosze Auseinandersetzung der Polen mit den

deutschenRegierungen bezüglich des Grenz.schutzes. Sie fiel in dieselbe
Zeit, in der die sWarschauer Regierung die Beziehungen zu Deutsch-
land abbrach. Die Zähigkeitund die Zielsicherhseit in dem Vorgehen
der Polen »deutetmit voller Klarheit an, wohin ihre Bestrebungen
gingen. Ware es den Polen tatsächlichErnst damit gewesen, den Be-
stimmungen der sriedenskonferenz nicht vorzugreifen, sondern in aller
Ruhe das Ergebnis abzuwarten, so hätte der Kampf gegen den Grenz-
schutz mit den offenen Drohungen keinen Sinn gehabt. Tatsächlich
dachteman nicht daran, sich in Ruhe zu fügen. Darum der verdächtige
Eifer.»»DiePolen in Posen hofften aber auch auf die bewaffnete
llnterstsutzuiigvon Koiigreszpolen aus. Dort war nach der Rückkehr
Pilsudskiis die Aufstellung einer Wsehrmacht in vollem Gange. Die

Posener Polen hatten sich bereits im November mehrfach an Pilsudski
um niilitarischeUnterstützunggewandt. Später ist sie tatsächlich ein-
getreten. Ein starker Grenzschutz hätte aber das Posener Gebiet von

Kongreszpolenabgeriegelt und eine Reihe von polnischen Plänen un-

inoglichgemacht. So muszten gerade bei der srage des Grenzschutzes
die Gegensätzein voller Schärfe erkennbar werden.

Bei der Behandlung der srage auf deutscher Seite müssen wir
leider eine beschämendeUneinigkeit iind Ziellosigkeit erkennen. Bei deiii

Kongresz der A.- und S.-Räte am 15. Dezember letzten Ebert und
Landsberg die Aufstellung des Grenzschutzes durch. Gerlach aber bei-

zeichnete ihn in Posen als »nicht glücklich« und gab die Provinz tat-

sächlich in gar nicht iiiiszzuverstehenden Ausdrücken auf. Dennoch blieb
er im Amte. Auch die Verhandlungen und Masznahmen der preuszischen
Regierung waren ein stetes, schwächlichesund unentschiedenes Zurück-
weichen. Es ivar damals in Posen allgemein bekannt und in der pol-
itischen Presse zu lesen, dasz die Polen bei den Verhandlungen am

15. Dezember mit Entziehung der Nahrungsmittel gedroht hatten.
v. Gerlach hatte ihnen bei dem Besuch am l9. Rovember ja selbst das

Stichwort und die preuszischen Behörden durch die Genehmigung des

Provinzialeriiähruiigsamtes das Mittel dazu in die Hand gegeben. Es
war ferner bekannt, dasz der frühere polnische Abgeordnete Tromp-
czgnski bei den Verhandlungen dem Herrn v. Gerlach, als dem Ver-
treter des Ministeriiiiiis mit einein Gemetzel unter den Deutschen gedroht
hatte, wenn man wagen sollte, die Provinz mit Cruppen zu besetzen
Das alles nahm man hin. Und als die Polen den Verdacht hatten, als
rüsteten sich die Deutschen in Posen selbst zur bewaffneten Abwehr, da
iliht einer der·polnischenHerren den Vorsitzenden des A.- nnd S.-Rates,
Eivachtmanmin offener Versammlung an und drohte mit einem fürchter-
lichen Blutbad unter den Deutschen, so dasz er nach politischer Dar-

stellung bleich und schlotternd dasasz und jede Haltung verlor. Ein paar
Stunden darauf streute ein deutsches slugzeug slugblätter über der
Stadt Posen aus, in denen die Bevölkerung dringend zur Ruhe getnahnt
wurde. Erst das Auffällige dieses Vorganges reizte zur-Nachfrage
Darauf ivurde der Beweggrund dazu der Bevölkerung brutal mit-

geteilt. Trotz alledem ein ständiges schwächlsichesZurückweichen der

deutschen Regierungsstellen ohne irgendein festes Ziel. Schliimner konnte
man die Ohnmacht der deutschen Regierung nicht vor Augen stellen.
Den polnischen Herren schwoll der Kamm. Sie fühlten sich als Herren
der Lage.

(ertsetzung folgt.)

Mitteilungen des BDG.

I Der Bundesführer.

Zum Leiter der Abteilung Bayerische Ostiiiark im Bunde-samt sur
Heimat-·-und stlkstuinspflsege habe ich den Führ-er der Landesgruppe

Bayern-Pfalz, P-g. Haniis Beer-Miinchen,« berufen.
Verwalter von Ämtern in der Bundtesfuhrung,den Landes-

führungen, Untergr-uppe-n- und Ortsgruppenfuhrungentragen»nicht die

Bezeichnung Amtsivalter, sonjdern Amtstrager. Dr. Lu dtk e.

l Haus »Kurmarli«.

»

Die Aufrufe des Gauleiters Wilhelm Kube zur Spende sur
das Gauhaus Kurmark haben bisher die stattliche Summe -von
115136 Mark erbracht. Damit ist jetzt «vom Gauleiter das Haus
An der Apostelkirche 7 angekauft word-en, in dessen Raumen schondle
Geschäftsräume der Gauleitung untergebracht waren. Der Gauleiter
Wilhelm Kiube gibt seiner Freude iisber diesen Erfolg u. a. mit folgenden .«

.W·orten Ausdruck:
« » .

»Die Sammlung geht ihrem Ende entgegen. .·
Mit vorbildlichem

Eifer haben die zahlreichen Dienststellen der Partei, vor alle-nDingen
PO., RSBO., Beamten- und Lehrerschaft sich fur diese Sammlung
eingesetzt. Ein stolzes Ergebnis zeigt den Erfolg unserer kamerad-

schaftlichen Zusammenarbeit

Ich habe als Gasuleiter der Kurmark das wertvolle Grundstück
Berlin W 57, An der Apostelkirche 7, nunmehr für den Gau Kurmark

erwiorben.-8iir7j-edeii ·Kurmärker·und für jede Kurmärkerin ivirdes
ein stolzes Gefühl sein, dafz unser Gau, der der Mitgliederzahl nach
zu den gröszten tm ganzen Reich gehört, nunmehr ein Heim besitzt,
das auch äsuszerlichunsere grosze stolze Bewegung zum Ausdruck bringt.
Weit über Berlin flattert von unserem Gauhaus das lenchtende Hitlers
banner und kündet von zähem Kampf ostmärkischerund branden-«
hutgisrher Rationaisozialisten für die Idee unseres suhrers.«
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Aus der Arbeit des Bandes Deutscher Osten.
Der Tag des deutschen Ostens in Kvttbus.

Durch die grosze Kundgesbung der Untergruppe Lausitz-
West des Bunides Deutscher Osten, die am 23. unsd 24.Sep-
tember in Ksottbus stattfand, isst es gelungen, weite Kreise der Be-

völkerung in erhöhtem Masse für das Schicksal des deutschen Ostens
zu interessieren, in die Herzen und Köpfe dise überzeugung einzu-
hämmern, dafz die Ostfrage für ganz Deutschland eine Schicksals-
ansgelegenheit von asiisschlaggebender Bedeutung ist. An der Führ e r -

ratssitzung, mit der der Tag des Deutschen Ostens eingeleitet
wurde, nahmen u. a. teil der stellvertretend-e Bundesfiihrer Dr.

Thi-ele, der Landesführer Ostmark, Kriebel, Regierungs-
präsident Dr. Eich l er, Oberbürgermeister Dr. Haltenhoff,
Kreisleiter Eonrad, die Landräte SchrvetersKottbus, von

AlvenslebensLiibbem von Saher-—Spreniberg, Ermert-

Easla-u, ferner Stadtschulrat KretschmannsFrankfurt a.d.0. und

Schulrat Rechenberg-Kottbus. Rach Oberbürgermeister Dr.

Haltenhofs berichtete Landesführer Kriebel üsber die Entwicklung
des BDO. in der Ostmark. Am 5.Juni, als er die Leitung der

Lasndesgruppe übernommenen habe, hätten dort 42 Ortsgruppen mit
2500 Mitgliedern bestanden. Heute sei die Zahsl der Ortsgruppen be-
reits auf 87 gewachsen, an Mitgliedern zähsleman 6000.Aber dieser
Zuwachs sei erst ein Anfang. Die Zahl der Mitglieder müsse innerhalb
eines Jahres mindestens verfünfsacht werden. Der Redner besprach
dann im einzelnen die Arbeiten des Bundes und wies darauf hin, sdasz
die Aiifklärungsarbeit verstärkt fortgeführt werden müsse. cZiirht mit

Waffengewa-lt, sondern mit unserer starken geistigen und kuslturellen

überlegen-Mit müsse das deutsche Land im Osten ziiriickgewoiinen
werden. —- Sodann erstattete Rektor Gierke den Bericht über die

Untergruppe Lausitz-W-est und Resgierungspräsident Dr. Eichler
nahm in längeren Ausführungen zur Ostpolitiik Stellung. — Rath der

Führerratssitzung marschierte die Fahnenabteilung mit den aus dem
verlorenen Gebiet geretteten Fahnen durch die von Menschen dicht
umsäumten Strafzen zum Marktplatz, wv der stellvertretende Bundes-

fühcer Dr. Thiele vor Zehntausenden über die symbolische Be-

deutung der Fahnen und die Verpflichtung der Tradition sprach. Im

Anschlusz an den Aufniarsrh auf dem Marktplatz fand ein Be-

grüszungsabend im grofzen Saale des Bürgerkasinos statt. Hier
führte nach der Eröffnungsansprache des Kreisleiters Tvnrad Re-

gierungspräsident Dr. Eichler u.a. folgendes aus: Die Staats-

führung in der früheren Zeit habe nicht den Miit aufgebracht, den,
Ostgedanken und den nati-onal-vö-lksischenGeist, der dieser Bewegung
innewohnt, zu unterstützen Diese Zeiten seien Gott sei Dank vorbei.
Man könne überzeugt davon sein, dafz der BDO. eine ungeheure
Mission zu erfüllen habe, die so gron sei, dasz das gesamte deutsche
Bolk sich hinter diesen Gedanken stellen müsse. Der Redner kam dann

auf die Wendenfrage zu sprechen und betonte, pdie Wenden hätten
mit uns gekänipft in schwerer und schwerster Zeit. Ssie hätten sichvon
keinem Deutschen übertreffen lassen, wenn es geheiszen habe, das letzte
herzug.eben. Es sei dem Regierungspräsidenten eine Ehrenpflicht in

dieser Stunde, das zu betonent Seit mehr als tausend Jahren bestehe
diese deutsch-wendische Berbun-denheit. Die Wenden seien mit die

besten Soldaten im Weltkriege gewesen. Solcher Mitstreiter am

deutschen Gedanken könnten wir uns freuen; sie seien Arier uind mit
uns berufen, das deutsche Schicksal im Osten zu m-eistern. Der Redner

beschäftigte sich dann mit den wirtschaftlichen und kulturellen Aufgaben
in der Ostmar-k, hob idie Arbeiten im Spreeivasld und die Rot-wendig-
keit der Siedlung hervor und machte dann davon Mitteilung, dasz der

für die Ostmark wichtige Bau des Elbe-Spree—Oder-
K an als stärker im Bordergrimde stände.

Die Veranstaltungen des nächsten Tages begannen mit einem

Fahneiiaufmarsch, dem Einzug in die Gotteshäuser, in denen die An-
sprachen der Geistlichen der besonderen Bedeutung des Tag-es gerecht
wurden. Die Geistlichen lenskten mit packen-den Worten die Auf-
merksamkeit auf die Botksgenossen im Osten, auf die Kuslturarbeit, die
Deutschland in den entrissenen Gebieten geleistet hat, gaben der Trauer
um den Berlust Ausdruck und ermahnten zur Einigkeit und Treue; sie
verwiesen ferner auf die Zukunft, die uns mit Gottes Hilfe jene
Gerechtigkeit widerfahren lassen werde, auf die das deutsche Bolk
seine Hoffnung setze. — Dann strömten auf dein Schillerplatz über
20000 Menschen zusammen, Dort hielt die Eröffnungsansprache
Oberbürgermeister Dr. Haltenhoff. Er hiefzdie geivaltige Schar
der Teilnehiner aus Stadt und Land. aus allen Teilen der cWieder-—-

lausitz herzlich willkommen, bewillkommnete besonders den stell-
vertretenden Führer des Bunpdes Deutscher Osten, Dr. T·hi-esle,den

Regierungspräsidenten Dr. EichlersFrankfurt a.d.O., den Gau-

geschäftsführer Polack, dessen Berdienste um die Eroberung der

Ostmark für den nationalsozialistischen Geist und für die Sache
des reisen Deutschland iinvergessen bleiben werden, sowie den Lande-s-

führerKr-iebel-Frankfurt a.d.O. Darauf sprach Dr. Thiele. Seine
AUSsUbtungen stellten ein Bekenntnis- dar für die ewigen Werte des
deutschen Volkstums An diesen Werten festzuhalten, darauf komme
Es ON- das musseGemeingut des Bolkes werden. Brandenburg-
Preiiszenhabe in sder deutschenGeschichte eine ausschlaggebende Rolle

svlplelkz Matt habe diesen Geist der Zucht und Ordnung und der
Treue m den letzten Jahren häufig verlästert, aber es sei nun die Zeit
gekommen, in der man sich auf diesen Geist wieder-besonnen hab-e. Es

sei der Gedanke »derBerpflichtung des einzelnen der Gesamtheit gegen-
über, die Durchdringuiig des Ganzen »mit dem Gedanken wahren
Volkstums Allerdings, das neue Reich. das man anstrebe, werde
nicht als Geschenk des Himmels zu uns kommen, es müsse gkkämspft
werden. Rötig sei »die Umwälzung des Menschen von innen heka.Uz«
Bor allem könne der neue Staat nur werden, wenn alles einig sei und
fest zusammenhalte. Wenn es darum gehe, die Freiheit des Ganzen
zu erringen, dann müsse man auch entschlossen sein, die höchstenOpfer
zu bringen, denn: Die Freiheit und das Himmelreich gewinnen keine

Halben. — Gaugeschäftsführer Polack, der als nächster sprach,
übermittelte eingangs die herzlichen Grüfze des Schutzherrn des Busndes
Deutscher Osten, des Oberpräsidenten und Gauleiters Kuibe. Dieser
habe zum deutschen Osten sowohl als Politiker wie als Mensch stärkste
Beziehungen. ön den Jahren der Schande hab-e er als Kämpfer immer
in den vordersten Reihen gestanden und sich als unerbittlicher Gegner
der Novemberverbriecher gezeigt. Diesen Kampf habe Oberpräsisdent
Kube geführt als Preuße, als Mensch des Ostens, der aus der Ber-
busndenheit des Blutes für diesen Osten zu leben und zu sterben bereit
war. Die Grüße des Oberpräsidenten seien besonders auch an die Be-

wohner des Lasusitzer Sipreewaldes gerichtet, die ungeachtet der Er-

haltung ihrer Eigenart immer gute Deutsche waren und sich trotz ge-
wisser Einfliisterungen vorn Auslande her auch in all-e Zukunft als

Deutsche fühlen werden. Der deutsch-e Osten werde nach deni Willen
des Führers Adolf Hitler in seinemGeisanitgeschiitc fest-er als je vom

ganzen deutschen Bolk getragen werden. Diese Frage habe nichts
zu tun mit Thauvinismus oder ömperia-lismus, es handle sich hier usni

die Lebensrechte des deutschen Bolkes in friedlichem Wettbewerb.
Drei grofze Gesichtspunkt-e seien vorherrsschend: Erstens müsse die

Sicherheit des deutschen Ostens zur Frage der Gesamtheit der«
Ratt-on gemacht werden. Ein lebendiger Ostwall in Form eines breiten

Siedlu-ngsgürtles, besetzt mit deutschen Menschen, wer-de hier eine

gröfzere Sicherheit bilden, als Festiingen und Panzertürme.Dazu sei vor

allem erforderlich, dafz der Grofzgrundbesitz freiwillig das nötige Land
hergebe, dafz er bereit sei, durch ein solches Opfer die Zukunft des
Reich-es zu sichern. Wer nach dem Osten versetzt wer-de, dürfe dies nicht
nichr empfinden als eine Art Zurücksetzung,sondern müsse«es-a-ls beson-v
dere Ehre ansehen. Zweitens gelte es, gewisse Dinge der Vergangenheit
auszulöschen,und hierher gehöre jenes frühere Bestreben, die Kultur
in einzelnen grofzen Städen zu konzernieren und konzentrieren. Der

Begriff des ,,Pro vin lers«, der eine gewisse Geringschätzung
gegenüber dem Lande enthaste,—müsse völlig verschwinden, und dafür
müssedie Hochachtung voi· dem Lande, das noch immer wahres Volks-
tuni und wahre Botkskultur hervorgebracht habe, wieder steigen.
Drittens müsse man daran denken, einen Teil der im Westen zu-
sammengebalslten Industrie in das Ostgebiet zu ver-

pflanzem ön diesem Sinne entbot der Redner zum Schlusse dem

deutschen Osten, den deutschen Menschen diesseits und jenseits der

Grenze nochmals die Grüfze des Oberpräisdenten und-schlon mit drei-

fachen Siegheil auf den Führer Adolf itter.

Als nächster Redner sprach dann G eni ein d e v·o r st e h e r

Fischer-Burg, der seine Rede zunachst in wen-

discher und dann in deutscher Sprache vortrag: Ek
führte etwa aus: Wenn sich die Riederlausitzer Wenden mit den

übrigen Ostmärkern zu einer so grofzen Kundgebung zusammengefunden
hab-en, dann aus dem vollen Bewusztsein heraus, d asz es ein w en-

disches Land und Bolk nicht gibt, sondern dasz
beide nur ein kleiner Teil des groszendeutschen
Bvlkes und Baterlandes seien. An diesem groszen
Deutschland halten sie stolz fest. Die innere Stimme ist es gewesen,
die alle Riederlausitzer Wenden währendder Sgstemjahre bestimmte,
nicht jenen Drahtziehern nachzulasufen, die ein künstliches wendisches
Reich vom Auslande her schaffen wollten. »Die Niederlan-

sitzer Wenden liebten jederzeit das deutsche,
nicht aber ein wendisches Baterland, das es in

Wirklichkeit gar nicht geben kann. Und alle Rieders

lausitzer Wen-den wissen auch, dafz die deutschen Grenzleiden im Osten
nicht etwig anhalten können. Jeder Bauer iveifz, dass Grundmnd
Boden als Bätererbe verpflichten, dafz sie nicht nur einer behaglichen
Gegenwart des einzelnen Besitzers dienen- sondern die Pfiicht be-

deuten, der Ernährung des deutschen Polkes tu dienen »undin un-

geschmälerteiiBesitz der bäuerlirhen Kinder und Kindeskinderüber-
zugehen. Gerade darum begreier gerade dieW211d·lskhenBauern. die
mit den deutschen Brüdern blutsverwandt sind, wie usnsäglichschwer
der deutsche Bauer drüben jenseits der Grenze leide und wie not-

wendig es für ganz Deutschland ist, den vom Führer geforderten
,.lebenden Wall im Osten« durch Bauernsiedlung zu bilden. Alle

wendisihen Bauern "der Riederlausitz geloben-
an diesem nationalen Werke niitzuschaffen, tVeI

sie sich völlig als deutsche Bauern fühlten und

in Wahrheit auch deutsche Bauern sind. »St?geloben
es doppelt freudig, ihre Pflicht zu tun, weil endlich eine deutsche
Regierung am Ruder ist, die erstmals nach vierzehn »Habt-enden

Bauern wieder einreiht in die grofze deutsche Bollssgemeltischaftund
ihm gegenüber ihre Pflichten voll erfüllt. Dem Zubrer Adolf Hitler
miisz gedaiikt werden, dasz er zugleichaiith den BAUEM Ivledek iUM

Mitträger deutscher Kultur gemacht hat. Ho st«eht »der wen-

dische Bauer der Riederlausitz inmitten dfk
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Bauernsrhaft, den Vlirk nach
schaffend mit allen

Brüdern der S olle. Rirhts für sichl selber, aber alles für
die deutsche Nation, das ist der Wahlsprurh. Und sollten
wieder einmal Männer kommen, welche die wen-

dischen Bauern der Riederlausitz als »Minder-
heit« zu bezeichnen wagen, so· werden es Bauern-
fiiuste sein, die diese Beleidigung jenen gewissen
M ännern ,-,ausklopfen«» werden. Der wensdische Bauer
der Riederlausitz wird auch aus innerstem deutschen Empfinden heraus
alle Opfer auf sich nehmest, die im Jnteresse des vaterländischen
Reuaufbaiies von ihnrgefordert werden. Und wo es gilt, den deutschen
Osten iu stärken und— tu verteidigen da wird der» Riederlausiizer
Bauer in vorderster Linie zu finden sein.
Regierungspräsident Dr. Eichler, Frankfurt a.O., nahm dann

das Wort und führte.etwa aus: Die inachtvolle Kuiidgebung für die

deutsche Msuttekekde lM Osten hat ihr-IIIHöhepunkt erreicht. Das

einsheitliche Wollen deutscher und wendischer Bauern wurde ausge-

sproschen unter dem gewaltigen Eindruck der Fahnen, die aus den
uns geraiubten Gebieten im Osten gerettet werden konnten. Unter
dem Eindruck auch jener sah-nen, die das neue Deutschland symboli-
sieren. Wenn die Brüder der Ostgrenze sich an ihr Vaterland wenden
mit der Bitte um Schutz und Stärkung, so verhallt diese Bitte nicht
ungehört. Als Vertreter der Regierung im Bezirk Frankfurt a.0.
bin ich zu der Kundgebung gekommen, uin zu dokumsenti·eren,wie ernst-
haft die Regierung an dem Werk im Osten mitskhaffen will. Die

Regierung will den bisher künstlich verödeten Osten wieder auf-
lchliefzem Deutsches Biauerntum und wendisches Bauerntusm sind durch
jahrtccllssendalkeGeschichte schirksalverbuiiden und haben gemeinschaft-
lich den Boden bebaut. Das läfzt sich heut nicht mehr trennen. Wenn
ein Führerder Riederlausitzer Wen-den vorhin das Treuegelöbnis gab,
so Welft ledeks dosz dieses kein leeres Ver-sprechen ist, sondern Aus-

druck iuseuekstet Überzeugung Jeder wesiszdas, und diejenigenLeute
sMssSils Dkk Grenze, die versuchten, durch eine künstliche »Minder-
htsstsfkage«einen Keil zwischen deutsch und wendisch sprechende Bauern-—-
schaft der Riederlausitz zu treiben, wissen das ebenfalls sehr genan.
Gerade weil die Riederlaiusitzer Bauern erlebt haben, wie vom Aus-

landespher der fremde Keil in die heimische Bevölkerung getrieben
Wekpektsoklte darum haben sie auch volles Verständnis für den Osten.
Dasz dieser Ostengeschütztwerden was-, dafz im Osten die Schicksals-
frage ganz Deutschlands zu lösen ist, das mus- in jedes Hirn einge-
hämmert werden. So manch-er steht hier, der bisher nicht einmal

ahnte, wieviel die verflossenen Regierungen im

Osten mehr oder weniger bewuszt versäumten
und wieviel darum im Osten nachgeholt iverden
musi. -Det Osten ist deutsch und mufz es bleiben,
da ohne ihmkeine deutsche Zukunft möglich ist.
Darum wenden wir uns dem zu, der dem deutschen Volke schon oft
aus seiner Rot h-9lf,.UND bitten·ihn:Herr, mach’ uns freil Lafz uns

uns nicht feigse»sein!Lasz uns einig» im Willen zur deutschen Zukunft
sei-it Eine Pflicht der Dankbarkeit aber ist es, dessen zu gedenken,
der uns aus dem·Sumpf und den trostlosen Riederungen der Schmach
wieder hinaufgefuhrt hat Zum s12;ghaftenLicht, als Bsannertröger neuer

deutscher Kraft und Herrlich-ZeitAdolf Hitlerl —- Der Rede
folgte List dreifaches-Steg HEII aus den Führer. Dann sang man das
Deutschland-Lied und das HOkstsWessekLied — Rach Schlusz der

Kundgsebung list-le sOs0·ktdek, AbIUOkschvom Platze in mehreren
Staffeln Sin- UbUaU bildkkge»dieBurgekschoftSpalier, überall wurden
die einzelnen Abteilungen mit ihren-Fahnenherzlich begkiikzt

Grenzlandfahrt der Deutschen Landsmannschaft.
Von den drei Gsrenzsahrtem die der Ziihrer des Amtes jijk Grenz-

deiitscheii Osten,
kanieradschaftlich

«

land- und Aiislandsfahrten der Deutschen Landsmannschaft,Diplom--
in enieur Vollmann, isn diesem Jahr veranstaltete, in eine a k

nagkhSch.lesien, währenddie bei-den anderen OstpreuszenuiidgdeniSeier
ebiet galten. Die Vorbereitung und Durchführungder Schlesienfahrt

ag in den Händen der Landesgruppe Schleifen des
Bundes Deutscher Osten. Im einzelnen wurden besucht dsas
Waldenburger Berglansd, Ottmachau(Staiibeck-en), Ratibvr und Hutt-
schjngk Grenze, Hisndenburg,«Gleiw-itz«und Beut-heu, Rose-iiberg. Be-

kajene Führer der oberschlesischen»Wirt-sch·aftund Verwaltung machten
die Grsenzlandfahrer nisit den YOWILUnd PkpblemellObekschlesieus
bekannt. Jin Ausrhlusz daran ging die sohrt in »dasniederschlesische
Grenzgghjgtz Rausch-» Groß-Warten«berg,Reuimttelivatde,Militsch
An Ort und Stelle überzeugte man sich VOU dem Wldsksspndes Grenz-
verlaufes und hatte Aussprachen mit der GFVUJIOUDIIEVOIMIUUAselbst.
Es ergab sich auch Gelegenheit, einen laiidivlttschaftlichenGrofzbetrieh
sowie Sisedlungen zu besichtigem prähistorlscheGrabfunde im Kreise
Milistschfanden besonderes Interesse. Jn Breslau fand die Scl)lesien-
fahrt ihren Abschlufznach-dem eine Vesichtigung der Kartenausstellung
der Provinzialverwaltung stattgefunden und Vorträge des Landes-

kjjhkgks Srhlessiendes Bandes Deutscher Osten, Graf Avrck v. Warten-
hmsg, sowie der ProfessorenDr. Laiisbert und Dr. Geisler noch einmal
einen Gesanituberblickuber die Ostfragsesowie Gelegenheit zur Einzel-
belehrung gegeben hatten. Die Teilnehmeran der Grenzfahrt brachten
wiederholt ihre Eniporung uber den Widersinn der neuen Grenze zum
Ausdruck und gelobten, an ihren Universitäten uiidHochschuleiidahin
zu wirken, dasz die Kenntnis von den Ostfragen in immer grössere
Kreise des deutschen Volkes dringe und das ganze deutsche Volknach
Und nach init einem aktiven Ostbewufztsein erfüllt werde.
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Theatergründuiigen durch den BDO. in der Ostniark.
Jn den letzten 14 Jahren sind die deutschen Ostgebiete besonders

stark iii kiiltureller Hinsicht vernachlässigt worden. Grosze Aufgaben
hat besonders auf diesem Gebiet der Bund Deutscher Osten zu er-

fullen, dem die Reuordnung der Ostarbeit obliegt. Trotz der un-

geheuren Schwierigkeiten ist die Arbeit intensiv in Aiigriff genommen
und hat bereits zu einer Reihe von Erfolg-en geführt. Tie letzte Rach-
richt hierüber kommt aus Bauern. Durch die Landesgruppe
Bayern-Pfalz des Bundes Deutscher Osten ist in Hof ein

staatliches Grenzlaii-d—-Theatergeschaffen worden, dessen öntendant der

langjährige Obesrspielleiter des Riürnberger Stadt heaters, Pg. Karl
Kroll ist. Zur Eröffnung haben Staatsminister Schein m und
Esser ihr bestimmtes Erscheinen zugesagt. Das Theater wird am

18. Oktober eröffnet. — Das Stadttheater in Passau in der
Bsayerischsen Ostmark, welches seit Jahren seine Pforten geschlossen
hat, soll auif Veranlassung der Landesgruppe Bayern des BDO im
kommenden Winter durch die bekannte LudwigsTho ina-

Bühn e in Tegernsee—-Egernbespielt werden.
Fern-er wurde durch die Landesgruppe Sachsen des VDO.

sein Theater in Annaberg (Erz-gebirge) geschaffen, dessen Spielzseit
Ende Oktober beginnen wird.

Eingliederung in den BDO.

Der RheinischsWestfälische Hauptverband hei-
mattreuer Ost- und Westpreuszen, dem ungefähr 30000

Mitglieder angehörtem sowie die L a n d e s g r u p p e W e st -

deutschland der Vereinigten Berbünde heimat-
treuer Oberschlesier haben ishre Auflösung und die Ein-

gliederung ihrer Mitglieder iii den Bund Deutscher Osten beschlossen.
serner hat der Reichsbund der Danziger beschlossen sich

aufzulösen und die ihm angeschlossenen Vereine und Einzelmitglieeer
in den Bund Deutscher Osten einzugliedern. Die Belatigse des früheren
Resichsbundes der Danziger werden durch ein-e besondere Stelle in
der Busndsesführungdes BDO. wahrgenommen, deren Leitung einem
Danzi-ger, Pg. Walter Rienard, übertragen worden ist. Die in
Deutschl-and lebenden Danziger Staatsangehörigen werden in einer

Vereinigung zusammeiigeschlossen, mit deren Gründung und Leitung
Pg. Walter Menard beauftragt worden ist. Anfragen sind zu richten
an Walter Men-a-rd, Spandasu, Ruhlebener Str. 151.

sie

Herbert Böhme, ein Dichter des Ratsonalsozialismus
Der Leiter des Bundesarntes für Ostschrifttum im BDO, der

Dichter Herbert Böhme, auf den wir wiederholt im ,«,Ostland««
hingewiesen haben und der insbesondere in jüngerer Zeit immer
weiteren Kreisen bekanntgeworden ist, stellte sich in einer Sitzung des

Ksiilturausschusses der Glaubensbewesgung »Deutsch-eChristen« vor. Er
las einige seiner Gedichte und vor allem ein Kapitel aus seinem
ArbeitslasgersRoman ,,Soinmersvnnenwende«. Dieses Werk

wird einmal-zu den besten Schöpfsungen kultureller Art im national-

sozialiistisrhen Staate gezählt werd-en müssen. Die leidenschaftliche
innere Anteilnahme des jungen Dichters an dem gewaltigen Geschehen
der nationalsvzsialistischen Resovlution spricht ebenso aus diesem Buch
wie das tiefe Einfühlungsvermösgenin den neuen Geist, der sich in den

Arbeitsdisensstslagernoffenbart, den Geist der Kameradschaft und der

Einordnung in"die Gemeinschaft wie der Unterordnung unter den
sührer.- Was diese Schöpfung noch besonders bedeutsam macht, ist,
dafz sie sich mit idem sehr ernsten Problem auseinandersetzt, das heute
von vielen jüngeren Menschen gelöst werden musz, die gewöhntsind,
ehrlich um ihre geistige Freiheit und ihre neuen Erkenntnisse zu UUAEIL
Es wird da näimlich von dem Kampfe eines jungen Kommunislell Mlt

sich selbst berichtet und dargestellt, wie trotz oie«ler»Anfechtixnget1und

eines ursprünglich hartnäckigsenWiderstandes «dieinnere Hingabe an

den Rationalsozialisnius aus dem Herzen dieses jungen cMenschen
selbst her-ausgeprefzt wird durch das Wirken des sushrers und. das

Beispiel des Gemeinschaftsgeistes der Bewegung. Hierbert B—vhme,
Leiter der Abteilung Wort in der sunkstunde Berlin, hat auch ein

Bühnenwerk geschrieben, das den Titel ,,Volk — ein· Schicksa l«

trägt und das in der Uraufführung demnächstvon zahlreichen deutschen
Bühnen gebracht werden wird.
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